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Sicherheitsfragen in dieser Weise zu benutzen halte ich
schlicht und ergreifend für nicht akzeptabel.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD)

Vizepräsidentin Petra Bläss: Zu einer Kurzinter-
vention erteile ich jetzt dem Kollegen Obermeier das
Wort.

Franz Obermeier (CDU/CSU): Herr Bundesminister,
Sie haben sich verhört. Ich habe keine Kritik an dem Si-
cherheitszustand des Kernkraftwerks Temelin geübt.

(Zuruf von der SPD: Das ist gut!)

Ich habe Kritik an Ihnen geübt. Nach Verheugen besagt
nämlich das Gutachten der GRS genau das Gegenteil von
dem, was Sie gerade vorgetragen haben.

(Horst Kubatschka [SPD]: Verheugen beruft
sich nicht auf dieses Gutachten!)

Ihre Politik führt dazu, dass wir in Deutschland verstärkt
Strom importieren werden, dass hierzulande weitere
Kraftwerke geschlossen werden. Das ist Ihre Politik.

(Horst Kubatschka [SPD]: Nein, das ist die
Ihre!)

Das herauszustellen war meine Intention. Sie sollten uns
das Gutachten der GRS so schnell wie möglich zustellen,
damit wir eine sachliche Debatte über die Sicherheit des
Kernkraftwerkes Temelin führen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Bläss: Zur Erwiderung Herr
Bundesminister Trittin, bitte. 

Jürgen Trittin, Bundesminister für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit: Herr Kollege Obermeier,
mit Verlaub: Ich schreibe viele Briefe in Sachen Temelin
an Bürgerinitiativen und auch an meinen bayerischen
Kollegen, Herrn Schnappauf. Ihre Äußerung, Sie hätten
keine Einwände gegen die Sicherheitsstandards in Teme-
lin, 

(Dr. Peter Paziorek [CDU/CSU]: Das hat er
nicht gesagt! Das ist eine Verdrehung!)

ist eine Feststellung, 

(Dr. Peter Paziorek [CDU/CSU]: Nein, er 
hat sich nicht abschließend zu Temelin
geäußert!)

die in direktem Kontrast zu den Fragen und den Besorg-
nissen meines Kollegen Schnappauf steht. Vielleicht soll-
ten Sie in dieser Frage einmal den Kollegen befragen. 

(Dr. Peter Paziorek [CDU/CSU]: Nein, das ist
eine falsche Interpretation! Das hat er nicht
gesagt!)

Dann kämen Sie zu einer etwas anderen Auffassung als zu
der, die Sie hier zum Besten gegeben haben. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Carsten
Hübner [PDS])

Vizepräsidentin Petra Bläss: Ich schließe die Aus-
sprache. 

Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlage auf
Drucksache 14/4644 an die in der Tagesordnung aufge-
führten Ausschüsse vorgeschlagen. Sind Sie damit einver-
standen? – Das ist der Fall. Dann ist die Überweisung so
beschlossen. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 7 a bis 7 e auf:

a) Beratung des Antrags der Fraktionen der SPD, der
CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN
und der F.D.P.

Einrichtung eines Deutschen Instituts für
Menschenrechte

– Drucksache 14/4801 –

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten Rudolf
Bindig, Heide Mattischeck, Rolf Stöckel, weiterer
Abgeordneter und der Fraktion der SPD sowie der
Abgeordneten Claudia Roth (Augsburg), Kerstin
Müller (Köln), Rezzo Schlauch und der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Abschaffung der Todesstrafe in den USA

– Drucksache 14/4800 –

c) Beratung des Antrags der Fraktionen der SPD und
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN

Flüchtlingsschutz ist Menschenrechtsschutz

– Drucksache 14/4884 –

Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe (f)
Auswärtiger Ausschuss
Innenausschuss
Rechtsausschuss
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung 

d) Beratung der Unterrichtung durch die Bundesre-
gierung

5. Bericht der Bundesregierung über ihre
Menschenrechtspolitik in den auswärtigen Be-
ziehungen

– Drucksache 14/3739 –

Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe (f)
Auswärtiger Ausschuss
Innenausschuss
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung 

e) Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Menschenrechte und
humanitäre Hilfe (18. Ausschuss) zu dem Antrag
der Abgeordneten Carsten Hübner, Fred Gebhardt,
Wolfgang Gehrcke, weiterer Abgeordneter und der
Fraktion der PDS

Gegen die Todesstrafe in den USA – Keine Hin-
richtung von Mumia Abu-Jamal

– Drucksachen 14/3196, 14/4642 –
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Berichterstattung:
Abgeordnete Heide Mattischeck
Hermann Gröhe
Dr. Angelika Köster-Loßack
Carsten Hübner

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für die
Aussprache anderthalb Stunden vorgesehen. – Ich höre
keinen Widerspruch; dann ist dies so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Erster Redner für die Frak-
tion der SPD ist der Kollege Rudolf Bindig. 

Rudolf Bindig (SPD): Frau Präsidentin! Verehrte Kol-
leginnen und Kollegen! Wir führen diese Debatte zum be-
vorstehenden Tag der Menschenrechte, dem 10. De-
zember. Wir haben dafür mehrere Anträge und den
Menschenrechtsbericht der Bundesregierung vorliegen. 

(V o r s i t z: Vizepräsidentin Dr. Antje
Vollmer)

Menschenrechtspolitik hat nach der Überwindung des
Ost-West-Gegensatzes ohne Zweifel an Bedeutung und
Wirksamkeit gewonnen. Menschenrechtspolitik ent-
wickelt sich immer mehr zu einem wichtigen Politikbe-
reich mit eigenen Institutionen und Instrumenten. Dem
Wesen nach stellt sie eine wertbezogene Grundlage fast
aller Politikbereiche dar und muss sich als Quer-
schnittsaufgabe verstehen. Wertorientierter Pragmatis-
mus ist erforderlich; dann lassen sich auch Erfolge erzie-
len. Dies hat sich auch bei der Ausarbeitung der heute zu
beratenden Anträge gezeigt. 

Menschenrechtspolitik braucht Institutionen, Apparate
und Instrumente. Der Deutsche Bundestag hat mit der
Einrichtung eines ordentlichen Ausschusses für Men-
schenrechte und humanitäre Hilfe zu Beginn dieser
Legislaturperiode seine Arbeits- und Wirkungsmöglich-
keiten im Menschenrechtsbereich erheblich gestärkt.
Heute soll ein weiterer wichtiger Schritt erfolgen. Wir
wollen heute einen Beschluss zur Einrichtung eines Deut-
schen Instituts für Menschenrechte fassen. Wenn das
Institut auch unter Mitwirkung der Politik entsteht, so soll
es doch kein Instrument der Politik sein. Wir wollen uns
für die Gründung eines unabhängigen Deutschen Men-
schenrechtsinstituts aussprechen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Es soll eigeninitiativ und unabhängig von jedweden Vor-
gaben und Weisungen der Bundesregierung und anderer
öffentlichen und privaten Stellen handeln. 

Der interfraktionelle Antrag ist das Ergebnis langer Ar-
beit. Bereits in der letzten Legislaturperiode haben wir 
– im Dezember 1997 – eine Anhörung unter dem Titel
„Aufgaben europäischer Menschenrechtsinstitute – Über-
legungen für ein Menschenrechtsinstitut in Deutschland“
durchgeführt, bei der wir international tätige Menschen-
rechtsorganisationen, Wissenschaftler und Nichtregie-
rungsorganisationen nach ihrer Meinung gefragt haben.
Aus der Anhörung und der Auswertung haben die Frak-
tionen damals noch unterschiedliche Folgerungen gezo-
gen. SPD und Bündnis 90/Die Grünen hatten sich bereits

in der 13. Legislaturperiode in einem Antrag für die Er-
richtung eines Menschenrechtsinstituts ausgesprochen,
während CDU/CSU und F.D.P. die Einrichtung eines
Deutschen Koordinierungsrates für Menschenrechte prä-
ferierten. 

In der Koalitionsvereinbarung zu Beginn dieser Le-
gislaturperiode wurde festgelegt, dass „die Bundesregie-
rung die Einrichtung eines unabhängigen Instituts für
Menschenrechte in Deutschland unterstützt“. Wir haben
damit erneut einen Dialog zwischen den Fraktionen im
Bundestag, aber auch und vor allem mit Einrichtungen der
Zivilgesellschaft, vor allen Dingen mit dem Forum Men-
schenrechte, welches wichtige konzeptionelle Vorarbei-
ten und Ideen eingebracht hat, und mit Vertretern der Wis-
senschaft geführt. Abgestimmt wurde das Konzept auch
mit sieben Ministerien, wobei vor allem das Bundesminis-
terium der Justiz wichtige Beratungs- und Unterstüt-
zungsleistungen erbracht hat. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Es hat sich gelohnt, den Beratungs- und Diskussions-
prozess so umfassend anzulegen. Das erarbeitete Konzept
für das Deutsche Institut für Menschenrechte findet jetzt
Unterstützung durch das Forum Menschenrechte, die
Wissenschaft und alle Fraktionen dieses Hauses.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Hermann
Gröhe [CDU/CSU])

Dies ist sehr wichtig; denn eine solche Einrichtung wird
zwar zu Zeiten einer bestimmten politischen Konstella-
tion geschaffen, muss aber so breit akzeptiert sein, dass
sie „wetterfest“ in der gesellschaftlichen und politischen
Landschaft verwurzelt ist.

Welche Aufgaben soll das Institut wahrnehmen? Be-
darf besteht nach dem gemeinsam erarbeiteten Konzept in
sechs Bereichen.

Erste Aufgabe ist die Information und Dokumentation,
damit für die in der Menschenrechtsarbeit tätigen Perso-
nen, Stellen und Organisationen sowie für Wissenschaft
und Medien der Zugang zu Informationen über die Lage
der Menschenrechte verbessert werden kann.

Zweitens soll der Forschungsbereich des Instituts zur
Qualifizierung der Menschenrechtsarbeit beitragen. Die-
sem Ziel können besonders Studien förderlich sein, mit
denen Strategien zur Vorbeugung, Vermeidung und Be-
wältigung menschenrechtsverletzender Situationen erar-
beitet werden.

Eine dritte Aufgabe ist die Politikberatung. Die an-
wendungsorientierte Ausrichtung des Instituts soll es be-
fähigen, Vertreter von Politik und Gesellschaft in Men-
schenrechtsfragen zu beraten und Handlungsstrategien zu
empfehlen.

Vierte Aufgabe ist die menschenrechtsbezogene Bil-
dungsarbeit im Inland.

Fünfte Aufgabe soll die internationale Zusammenar-
beit sein. Dabei liegen mögliche Arbeitsfelder im Bereich
der Zivilgesellschaft und in der staatlichen Verwaltung
anderer Länder.
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Sechstens soll das Institut den Dialog und die Zusam-
menarbeit von staatlichen und nicht staatlichen Institutio-
nen und Organisationen, die sich in Deutschland mit Men-
schenrechten beschäftigen, fördern.

Das ist wahrlich ein anspruchsvolles Aufgabenfeld.
Die nächsten zügig anzugehenden Aufgaben werden sein,
den Verein zu gründen, die Gründungsgremien einzurich-
ten und in der Menschenrechtsarbeit erfahrene Personen
als Gründungsdirektoren einzusetzen. Die Gremien sol-
len mehrheitlich mit Vertretern nicht staatlicher zivilge-
sellschaftlicher Bereiche besetzt werden. In ihnen soll
sich die weltanschauliche und politische Pluralität der mit
Menschenrechtsfragen befassten staatlichen und nicht
staatlichen Stellen widerspiegeln. 

Wir wünschen dem Deutschen Institut für Menschen-
rechte, dass es im Interesse seiner wichtigen und schwie-
rigen Aufgabe blühen, wachsen und gedeihen möge. Ich
hoffe, dies hört auch der Finanzminister mit Freuden.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der CDU/CSU)

Hierfür können wir heute die Grundlagen schaffen. Für
die Etablierung und Festigung des Instituts und für die
Schaffung seines Ansehens und Gewichts werden die
Gremien des Vereins und die Persönlichkeiten, die im
Deutschen Institut für Menschenrechte arbeiten, zu sor-
gen haben.

Wir hoffen, dass sich das Institut in unserer demokrati-
schen Gesellschaft so verortet, dass es seiner Aufgabe, die
Menschenrechte aktiv zu fördern, voll gerecht werden
kann. Dabei muss uns bereits heute bewusst sein, dass,
wenn das Institut seine Aufgabe als unabhängige Einrich-
tung wirklich inhaltlich wahrnehmen wird, ganz gewiss
der Tag kommen wird, an dem es sich auch mit der prak-
tischen Politik kritisch auseinander setzen wird. Dies kön-
nen, müssen und wollen wir ertragen. Wir sollten sogar et-
was stolz darauf sein; denn Kritik an der Politik ist das
Zeichen dafür, dass das Deutsche Institut für Menschen-
rechte seine Aufgaben ernst nimmt und seinen eigenen
Weg gefunden hat. In diesem Sinne wünsche ich – ich
denke, wünschen wir alle – dem Deutschen Institut für
Menschenrechte eine erfolgreiche Arbeit.

(Beifall im ganzen Hause)

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat
jetzt der Abgeordnete Hermann Gröhe.

Hermann Gröhe (CDU/CSU): Frau Präsidentin!
Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen. Liebe
Kollegen! Dass wir in der heutigen Debatte zum Tag der
Menschenrechte über einen Antrag zur Einrichtung des
Deutschen Instituts für Menschenrechte entscheiden, den
die Fraktionen von SPD, CDU/CSU, Bündnis 90/Die
Grünen und F.D.P. gemeinsam einbringen, macht diesen
Tag zu einem guten Tag für die Menschenrechtsarbeit in
Deutschland.

(Beifall im ganzen Hause)

Ich möchte gleich zu Beginn meiner Ausführungen Ih-
nen, Herr Kollege Bindig, aber auch den Kolleginnen 

Köster-Loßack und Leutheusser-Schnarrenberger für die
gute, ebenso sachorientierte wie menschlich vertrauens-
volle Zusammenarbeit danken, die diese gemeinsame
Einbringung ermöglicht hat.

Nachdem die Abstimmung zwischen den verschiede-
nen Ministerien der Bundesregierung über Details der In-
stitutskonzeption Monate in Anspruch genommen hat, ha-
ben wir zwischen den Berichterstattern im Ausschuss für
Menschenrechte und humanitäre Hilfe strittige Fragen in
wenigen Wochen vernünftig klären können. Bei uns
stimmt das Klima eben. Dafür bin ich dankbar.

Hilfreich bei diesem Abstimmungsprozess war auch
das beharrliche Werben, Nachhaken und Unterbreiten von
Vorschlägen der im Forum für Menschenrechte zusam-
mengeschlossenen Nichtregierungsorganisationen – hilf-
reicher als manches vorschnelle Interview, das gelegent-
lich die parlamentarische Federführung bei diesem Projekt
in den Hintergrund treten ließ.

Dank gebührt den Nichtregierungsorganisationen,

die vor drei Jahren einen ersten Konzeptionsentwurf für
ein derartiges Institut vorlegten, aber nicht nur für ihre un-
verdrossene Lobbyarbeit in dieser Sache. Menschen-
rechtsarbeit lebt ganz entscheidend von dem unermüdli-
chen Einsatz vieler, die sich – und dies vor allem
ehrenamtlich – für Menschenrechte, für die Opfer von
Menschenrechtsverletzungen, aber auch für präventive
Maßnahmen zur Vermeidung von Menschenrechtsverlet-
zungen einsetzen.

Dass die Menschenrechte völkerrechtlich immer um-
fassender entfaltet und verankert wurden, dass immer
neue Anstrengungen unternommen werden, um sie
tatsächlich durchzusetzen – ich nenne nur die Schaffung
des Internationalen Strafgerichtshofes, die uns vor weni-
gen Wochen in diesem Hause beschäftigt hat –, dass sich
schließlich heute selbst die schlimmsten Unterdrücker
und Menschenschinder durch eine kritische Weltöffent-
lichkeit herausgefordert sehen, ist ganz wesentlich dem
Wirken der vielen Nichtregierungsorganisationen im
Menschenrechtsbereich zu verdanken. Dafür sind wir
dankbar.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der F.D.P.
sowie des Abg. Carsten Hübner [PDS])

Das Deutsche Institut für Menschenrechte wird
diese wichtige Arbeit der Menschenrechtsorganisationen
in Deutschland, aber auch die Arbeit der Medien, der Wis-
senschaft und der Politik in diesem Bereich begleiten und
qualifizierend unterstützen. Dies wird zum Beispiel durch
eine internetgestützte Dokumentation vorhandener Da-
tenbestände, eine Sammlung von Verträgen und Ent-
schließungen der Rechtsprechung sowie diverse Studien
oder Veranstaltungen im Rahmen der Politikberatung
oder der Bildungsarbeit geschehen. Ebenso ist die Be-
gleitung der internationalen Menschenrechtsmechanis-
men vorgesehen.

Unserer Fraktion war es in den Gesprächen der letzten
Woche sehr wichtig, zu betonen, dass das Menschen-
rechtsinstitut die Arbeit der verschiedenen Akteure im
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Menschenrechtsbereich unterstützen, vernetzen und sub-
sidiär ergänzen soll. Wir wollen die enge und vertrauens-
volle Zusammenarbeit des Instituts mit Nichtregierungs-
organisationen. Die Sorgen kleinerer Organisationen vor
einer gleichsam staatsfinanzierten größeren Konkurrenz
haben wir sehr wohl vernommen, und eine derartige Kon-
kurrenzsituation soll vermieden werden.

Wir wollen eine enge Zusammenarbeit mit den ent-
sprechenden universitären Einrichtungen. Ich nenne das
Institut für Menschenrechte der Universität des Saarlan-
des, das Menschenrechtszentrum im nahen Potsdam oder
das Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches
Recht und Völkerrecht. – Einrichtungen, die weiterhin der
Unterstützung aus dem Bundeshaushalt bedürfen.

Wir wollen schließlich eine enge Vernetzung mit der
wertvollen Arbeit der politischen Stiftungen, beispiels-
weise der Stiftung Wissenschaft und Politik.

Wenn wir uns für ein klar umgrenztes Profil des Men-
schenrechtsinstituts einsetzen, dann wollen wir beileibe
kein schwaches Institut – im Gegenteil. Wir wollen aber,
dass es seine zukünftige Stärke nicht zuletzt aus der
Unterstützung der vielen Akteure im Menschenrechtsbe-
reich erhält.

Diese Vorgaben sehen wir im Rahmen des jetzt vorge-
legten Konzepts verwirklicht, dem wir daher gerne zu-
stimmen werden. Nach unserem heutigen Beschluss wird
es ganz entscheidend darauf ankommen, hervorragende
Frauen und Männer für die Mitarbeit in diesem Institut,
nicht zuletzt für seine Leitung, zu gewinnen. Denn der Er-
folg dieses Instituts im Hinblick auf seine sehr an-
spruchsvollen Ziele wird ganz wesentlich von den richti-
gen Weichenstellungen gerade in der Aufbauphase
abhängen.

Meine Damen und Herren, die Einrichtung des Men-
schenrechtsinstituts ist ein wichtiger Schritt zur Verstär-

kung der Menschenrechtsarbeit in unserem Land. Ent-
scheidend wird die kontinuierliche Förderung seiner
Arbeit sein, aber auch unsere Bereitschaft, eine verstärkte
Politikberatung – auch die von Ihnen, Herr Kollege
Bindig, erwähnten kritischen Anmerkungen zu unserem
Tun – zu wollen, ernst zu nehmen und daraus auch Kon-
sequenzen zu ziehen.

Im Beispiel gesprochen: Der beste Kongress eines
Menschenrechtsinstituts über Präventionsstrategien kann
nicht wettmachen, wenn gleichzeitig auf dem krisenge-
schüttelten afrikanischen Kontinent Botschaften ge-
schlossen werden.

(Karl Lamers [CDU/CSU]: Ja!)

Neue Einrichtungen und wohlklingende Namen dürfen
nicht zum Alibi werden. Es gilt vielmehr, die mit der Ein-
richtung des Menschenrechtsinstituts verbundenen Chan-
cen dauerhaft zu nutzen. Ich sage das so deutlich, weil der
Menschenrechtsausschuss in diesem Haus, auf den im-
mer wieder gern mit Stolz verwiesen wird, noch immer
um einen angemessenen Stellenwert ringen muss, und
zwar sowohl im Hinblick auf seine Beachtung durch die
Regierung, wenn seine Mitglieder durch Presseanfragen
von einer beabsichtigten Chinareise des Bundesaußenmi-

nisters erfahren, als auch im Parlament selbst. Bei diesem
Ringen des Ausschusses hat die Vorsitzende unseres Aus-
schusses, Claudia Roth, die volle Unterstützung des ge-
samten Ausschusses. 

(Beifall im ganzen Hause)

Unsere volle Unterstützung bei einem Ringen um ei-
nen höheren Stellenwert hätte auch der von uns mensch-
lich überaus geschätzte Menschenrechtsbeauftragte der
Bundesregierung. Ich sage aber auch, er muss dieses
Ringen, zumindest in seiner öffentlichen Wahrnehmung,
erst noch aufnehmen. Das Schattendasein jedenfalls, das
seiner Arbeit im Rahmen der rot-grünen Bundesregierung
zugemutet wird, ist mit der Beteuerung, der Menschen-
rechtspolitik stärkere Beachtung schenken zu wollen,
schlechterdings unvereinbar.

Heute überweisen wir den 5. Menschenrechtsbericht
der Bundesregierung an die zuständigen Parlamentsaus-
schüsse. „Warten auf Godot“ titelte das „Journal“ von
Amnesty International im Hinblick auf diesen Bericht, der
im Oktober 1999 hätte vorgelegt werden müssen. Zwar
bestritt Außenminister Fischer noch im März dieses Jah-
res in einem Brief an unseren Ausschuss das Vorhanden-
sein eines solchen konkreten Vorlagetermines. Er vergaß
dabei allerdings, dass der Deutsche Bundestag im Som-
mer 1996 in einem Beschluss seine Erwartung zum Aus-
druck brachte, dass diese Berichte künftig so rechtzeitig
dem Bundestag zugeleitet werden, dass eine Befassung
innerhalb der Debatte zum Tag der Menschenrechte mög-
lich ist. Dies geschah daraufhin mit dem 4. Bericht der
Bundesregierung im Oktober 1997. Beantragt hatte diese
ziemlich präzise Terminierung übrigens der Oppositions-
politiker Fischer, dessen markige Worte im Menschen-
rechtsbereich sich der heutige Außenminister gelegentlich
wieder in Erinnerung rufen sollte. 

Eine derartige Vergesslichkeit dient der Sache der
Menschenrechte ebenso wenig wie die Vorlage von An-
trägen wenige Tage vor der heutigen Sitzung, durch die
den Oppositionsfraktionen eine angemessene Beratungs-
zeit verweigert wird. 

Wir wissen, dass wir bei unseren kritischen Anfragen
zur Konsistenz und Glaubwürdigkeit der Menschen-
rechtspolitik der Regierung von vielen Nichtregierungs-
organisationen unterstützt werden, die unsere Meinung
teilen. Wenn diese Stimme durch die Unterstützung des
Menschenrechtsinstitutes künftig eine Verstärkung er-
fährt, freuen wir uns sehr darüber.

Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. so-
wie bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat
jetzt die Kollegin Claudia Roth.

Claudia Roth (Augsburg) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Ja, Hermann Gröhe, ich finde auch, dass heute ein
guter Tag für die Menschenrechte ist. Er ist gut, weil wir
nicht, so wie jedes Jahr, eine Routinesitzung zum Tag der
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Menschenrechte abhalten, die niemanden so richtig inter-
essiert, die keine realen Bezüge herstellt und von der
außer schönen Worten relativ wenig übrig bleibt. Er ist
gut, weil wir heute eine richtige Arbeitsdebatte haben, die
auf Anträgen basiert. Er ist gut, weil wir heute mit einem
Ergebnis abschließen werden, bei dem wir sicher über die
richtigen Mittel und Instrumente zur Stärkung der Uni-
versalität und Unteilbarkeit der Menschenrechte kontro-
vers diskutieren und streiten.

Heute ist ein guter Tag für die Menschenrechte, weil
wir nicht in einer Feierstunde zum 50. Geburtstag des
UNHCR förmlich erstarren, bei der es auch überhaupt
nicht nach Einbalsamierung oder Mottenkugeln riecht,
sondern weil wir heute aktiv und sehr zukunftsorientiert
den 14. Dezember 1950 erinnern, vergegenwärtigen 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

und auf heute übertragen, was die Bedeutung des UNHCR
war und ist, welchen Wert die Genfer Flüchtlingskonven-
tion, die Magna Charta des internationalen Flüchtlings-
schutzes, hat und worauf sie beruht, nämlich auf der Über-
zeugung, dass Flüchtlingsschutz Menschenrechtsschutz
ist. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der
CDU/CSU)

Heute ist ein guter Tag, weil wir uns nicht auf das Lu-
kas-Evangelium, Kap. 18 Vers 1 beziehen – Sie sehen, wir
in Bayern sind bibelfest –, in dem der Pharisäer sagt:
„Gott, ich danke dir, dass ich nicht bin wie jene“, dass wir
nicht sind wie jene. Vielmehr stellen wir uns heute in die-
ser Debatte der menschenrechtlichen Realität im Umgang
mit Flüchtlingen in unserem Land und hinterfragen die In-
terpretation internationaler Verpflichtungen bei uns in
Deutschland kritisch. Heute ist ein guter Tag, weil wir
Fortschritte loben, weil wir Defizite benennen und
Schutzlücken als das beschreiben, was sie sind und was
damit passieren muss; sie müssen nämlich geschlossen
werden.

Menschenrechtspolitik lebt von der Glaubwürdigkeit
und glaubwürdige Menschenrechtspolitik fängt immer zu
Hause an. Die heutige Debatte ist ein Beitrag dazu.

Menschenrechtspolitik ist immer auch eine Kultur des
Einmischens; denn Menschenrechte kennen keine Gren-
zen und keine inneren Angelegenheiten. Es ist also nicht
die Frage des Ob, sondern ausschließlich des Wie: wie
man sich einmischt, und zwar auch im Verhältnis zu be-
freundeten Ländern. Wenn wir uns heute gegen die To-
desstrafe in den USA aussprechen, dann ist das alles an-
dere als ein antiamerikanischer Angriff, sondern ein
wirklicher Freundschaftsdienst an Demokratie und Men-
schenrechten weltweit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
CDU/CSU und der F.D.P.)

Heute ist ein guter Tag für die Menschenrechte, weil
wir nicht mit einer langen Wunschliste dastehen, sondern
weil diese Debatte mit sehr konkreten Ergebnissen enden
wird. Damit weisen wir Menschenrechtspolitiker und 

-politikerinnen nach, dass wir nicht Romantiker und Träu-
mer, sondern die eigentlichen Realpolitiker sind, weil wir
Demokratiepolitik erfolgreich gestalten. Ein Beispiel
dafür ist die Einrichtung des Deutschen Instituts für
Menschenrechte. Dies ist ein richtig gutes Ergebnis jah-
relangen gemeinsamen Nachdenkens, Drängens sowie
beharrlicher Ausdauer – auch das ist eine Primärtugend
im Menschenrechtsbereich – innerhalb und außerhalb des
Parlaments. Mit dem Menschenrechtsinstitut wird übri-
gens die Empfehlung der Wiener Weltmenschenrechts-
konferenz von 1993 umgesetzt, nationale Menschen-
rechtsinstitutionen aufzubauen. Ich danke auch im Namen
meiner Fraktion allen, die daran so leidenschaftlich mit-
gewirkt haben. Auf den Abgeordnetenbänken, auf der Re-
gierungsbank und auf der Tribüne sitzen ganz besonders
leidenschaftliche Verfechter.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD)

Wir haben jetzt die Chance, zu einer qualitativen Ver-
besserung der Menschenrechtsarbeit beizutragen, die
Chance, staatliche Institutionen und NGOs zu vernetzen,
Impulse zu geben, Brücken zu bauen und in die Gesell-
schaft hinein zu sensibilisieren – praxisorientiert und mit
hohem Gebrauchswert.

Wer jetzt fragt, ob das demokratische und rechtsstaat-
liche Deutschland denn überhaupt ein Menschenrechtsin-
stitut braucht, dem sage ich: Ja, und wie! Die Welle des
Rechtsextremismus, Antisemitismus und Rassismus
macht den Bedarf offenkundig. Demonstrationen sind
sehr wichtig, aber sie reichen allein nicht aus. Zum „Auf-
stand des Anstands“ gehören auch Signale und Symbole,
die deutlich machen, welchen Wert Art. 1 des Grundge-
setzes hat, in dem es heißt: „Die Würde des Menschen ist
unantastbar.“ Ein Menschenrechtsinstitut kann dazu bei-
tragen, diese Fundamentalnorm unseres Gemeinwesens
endlich wieder in den Köpfen und Herzen der Menschen
zu verankern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei der SPD sowie des Abg. Carsten 
Hübner [PDS])

Die ganze Bedeutung des Satzes „Die Würde des Men-
schen ist unantastbar“ habe ich in den Todeszellen von
Arizona bei einem Gespräch mit Karl LaGrand gespürt,
der im letzten Jahr hingerichtet worden ist. Ich habe dort
– weit weg von Deutschland und Europa – Stolz auf un-
sere Verfassung und auf die Werte empfunden, die ihr zu-
grunde liegen, Stolz darauf, dass wir auch aus historischer
Erfahrung die Todesstrafe abgeschafft haben und dass
Europa zu einem Kontinent ohne Todesstrafe geworden
ist. Ich habe im Erleben des Grauens einer Hinrichtung
begriffen, dass sich die Stärke eines Staates, einer Demo-
kratie auch darin zeigt, dass sie Gnade erweisen kann und
der Staat nie das grundlegendste Menschenrecht, das
Recht auf Leben, verletzen darf.

(Beifall im ganzen Hause)

Mit unserem Antrag gegen die Todesstrafe wollen wir
den Widerspruch zwischen US-amerikanischem An-
spruch, den Menschenrechten weltweit zum Durchbruch
zu verhelfen, und der exzessiven Praxis der Todesstrafe,
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der finalsten Menschenrechtsverletzung überhaupt, auf-
zeigen. Wir kritisieren den enormen Anstieg der Zahl an
Hinrichtungen in den USA, Fehlurteile und tödliche Jus-
tizirrtümer, die Fortführung sozialer und rassistischer Dis-
kriminierung mit der Todesstrafe, die Hinrichtung von
Minderjährigen, wie sie sonst nur noch in Pakistan, Nige-
ria, dem Iran, in Saudi-Arabien und dem Jemen existiert,
sowie die Verhängung und Vollstreckung von Todesurtei-
len an Menschen mit geistigen Behinderungen.

Mit diesem Antrag richten wir auch einen Appell an
den neuen US-Präsidenten – sei es nun Bush oder Gore –,
auf die Todesstrafe zu verzichten oder zumindest ein Mo-
ratorium zu verhängen, die Straftatbestände deutlich zu
reduzieren und Personengruppen wie Minderjährige oder
geistig Kranke von Hinrichtungen auszunehmen. Wir ap-
pellieren, Todesurteile, an denen es erhebliche Zweifel
gibt, zu revidieren und im Fall Mumia Abu-Jamal rasch
die Wiederaufnahme des Verfahrens zu ermöglichen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
CDU/CSU, der F.D.P. und der PDS)

Ich unterstütze nachdrücklich das Verfahren, das die
Bundesregierung am Internationalen Gerichtshof gegen
die USA betreibt, weil es deutlich macht, dass internatio-
nale Konventionen nicht nur auf dem Papier gelten, son-
dern national umgesetzt werden müssen. Das Verfahren
der Bundesregierung wird Wirkung haben; denn allen Eu-
ropäern, die in US-amerikanischen Todeszellen sitzen,
wurden ihre konsularischen Rechte und somit ein faires
Verfahren vorenthalten. 

Menschen fliehen, weil ihr Leib und Leben in Gefahr
ist. Sie fliehen, weil sie politisch verfolgt werden oder
weil sie Opfer geschlechtsspezifischer Menschenrechts-
verletzungen sind. Sie fliehen vor nicht staatlichen Ak-
teuren und aus zerfallenen Staaten. Flucht ist die einzige
Chance, ihr Überleben zu sichern. Sie alle sind Flücht-
linge und Schutzgewährung ist unsere Aufgabe. Bei der
Definition des Flüchtlingsbegriffes hat sich in Deutsch-
land eine Rechtsprechung entwickelt, nach der Verfol-
gung vom Staat ausgehen oder ihm zuzurechnen sein
muss. Ich sehe darin einen Widerspruch zur Schutztheo-
rie, wie sie von der großen Mehrheit der Vertragsstaaten
der Genfer Flüchtlingskonvention sowie vom UNHCR
vertreten wird, wonach oberstes Ziel der Schutz von
Flüchtlingen ist, und zwar unabhängig von der Urheber-
schaft der Verfolgung. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNISSES
90/DIE GRÜNEN, der SPD und der PDS)

Die deutsche Praxis führt dazu, dass nicht staatlich Ver-
folgte allenfalls den Status einer Duldung bekommen, der
jedoch keine planbare Zukunftsperspektive und keine Si-
cherheit bietet. Wichtigster Punkt für uns ist daher, dass
Flüchtlinge, die vor einer Bedrohung aus Gründen des
Geschlechts sowie bei Bedrohung durch nicht staatliche
Akteure und bei Schutzunfähigkeit bzw. Schutzunwillig-
keit des Staates fliehen, das gleiche Recht auf Schutzge-
währung erhalten sollen, wie es die Genfer Flüchtlings-
konvention vorsieht. 

Wir begrüßen in jüngster Zeit eingetretene Entwick-
lungen ausdrücklich als Schritte in die richtige Richtung.

Als Beispiel nenne ich den aktuellen Beschluss des Bun-
desverfassungsgerichts zu Afghanistan und Initiativen des
neuen Präsidenten des Bundesamts für die Anerkennung
ausländischer Flüchtlinge, Dr. Schmidt, geschlechtsspezi-
fische Menschenrechtsverletzungen stärker zu berück-
sichtigen.

Mit unserem Antrag formulieren wir Schlussfolgerun-
gen aus der Anhörung des Menschenrechtsausschusses zu
nicht staatlicher Verfolgung und stellen darüber hinaus
unzweideutig fest, dass die Genfer Flüchtlingskonvention
die Basis des Asylrechts in Europa ist und die Einhaltung
des Non-Refoulement-Gebotes der Genfer Flüchtlings-
konvention es erforderlich macht, dass ein Schutzbegeh-
ren in einem effektiven, fairen und rechtsstaatlichen Ver-
fahren überprüft wird.

Ich bin mir sicher, dass aus Sicht der GFK und aus
Sicht Europas der Verfolgungsschutz, wie er im Asyl-
grundrecht in Verbindung mit der Rechtsschutzgarantie
des Grundgesetzes verankert ist, auch weiter zu gewähr-
leisten ist. Forderungen aus der CDU/CSU nach einer In-
stitutsgarantie sind weder völkerrechtlich machbar noch
europäisch nötig und mit uns politisch auch nicht umsetz-
bar.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD)

Ich bin mir sicher – ich sehe Herrn Wetterwald auf der
Tribüne –: Das schönste Geburtstagsgeschenk für den
UNHCR ist seine Stärkung in finanzieller und politischer
Hinsicht sowie die Anerkennung seiner Autorität für die
Überwachung und Interpretation der GFK. Auch dafür
macht sich unser Antrag stark. Nicht zuletzt ermahnt er
die Bundesregierung, die Vorbehalte zur Kinderrechts-
konvention endlich zurückzunehmen, so wie es der Bun-
destag bereits vor einem Jahr beschlossen hat. Das wäre
ein echtes Weihnachtsgeschenk für viele Flüchtlingskin-
der, deren Los sich dadurch deutlich verbessern würde
und deren Los sich verbessern muss. In diesem Sinne
wünsche ich Ihnen schöne, friedliche und besinnliche
Weihnachten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
CDU/CSU, der F.D.P. und der PDS)

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Vielen Dank. –
Das Wort hat jetzt die Abgeordnete Sabine Leutheusser-
Schnarrenberger.

Sabine Leutheusser-Schnarrenberger (F.D.P.):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es ist,
wie gesagt, guter Brauch, anlässlich des Jahrestages der
Verabschiedung der Allgemeinen Erklärung der Men-
schenrechte und des Geburtstages des UNHCR im Bun-
destag eine menschenrechtspolitische Debatte zu führen.
Heute ist es aber keine übliche, ritualisierte Debatte. Wir
befassen uns zwar – wie auch sonst in Debatten – mit vie-
len verschiedenen Anträgen, die unterschiedliche Aspekte
der Menschenrechtspolitik zum Gegenstand haben. Aber
der entscheidende Antrag ist der gemeinsam von vier
Fraktionen eingebrachte Antrag auf „Einrichtung eines
Deutschen Instituts für Menschenrechte“. 
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Es war nicht leicht und auch etwas langwierig, bis der
Antrag vorlag, obwohl Europarat und UN-Menschen-
rechtskommission schon lange die Gründung nationaler
Menschenrechtsinstitutionen empfohlen haben. Es ist gut,
dass wir trotz früherer unterschiedlicher Auffassungen die
Gründung des Deutschen Instituts für Menschenrechte als
Verein gemeinsam tragen. Damit wird dieses Institut die
Rückendeckung bekommen, die es für die Erfüllung sei-
ner Aufgaben benötigt.

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Debatten und die Beratungen im Ausschuss, die
zwar von der Grundüberzeugung, dass es eines solchen In-
stitutes bedarf, aber sehr wohl auch durch unterschiedliche
Auffassungen in Einzelpunkten geprägt waren, haben ge-
zeigt, dass es entscheidend darauf ankommen wird, dass
das deutsche Menschenrechtsinstitut unabhängig, eigen-
initiativ sowie frei von jeglichen Weisungen und Vorgaben
arbeiten kann. Ich bin froh, dass es mir im Rahmen der
konstruktiven Debatte im Ausschuss gerade auch mit Un-
terstützung des Forums Menschenrechte, durch die ich
mich bestärkt fühlte, gelungen ist, diese Punkte immer
wieder anzusprechen, sodass jetzt ein Antrag vorliegt, der
deutlich macht, dass dies – Herr Bindig, Sie haben das
schon angesprochen – jetzt die Grundlage für die Arbeits-
weise dieses Menschenrechtsinstituts sein soll. Die Bera-
tungen im Ausschuss über die Etatisierung, die immer wie-
der thematisiert wurde – ich bekenne mich dazu: Ich habe
es immer wieder thematisiert –, dienten einzig und allein 
einem Zweck, nämlich festzustellen, wie regierungs-
unabhängig dieses Institut in Zukunft seine Aufgaben
wahrnehmen kann.

Es gibt viel zu tun. Wir haben in der heutigen generel-
len Debatte über Menschenrechte festgestellt, dass es
auch in der Bundesrepublik Deutschland wichtige Aufga-
ben gibt, die von der Menschenrechtspolitik aufgegriffen
werden müssen. Wir haben uns im Ausschuss, der jetzt ein
eigenständiger Vollausschuss des Bundestages ist, neben
der Menschenrechtslage in vielen Ländern auch mit der
Menschenrechtssituation im Inland befasst. Ich glaube,
aufgrund der Befassung im Ausschuss war es möglich, ei-
nen Antrag, der sich mit humanitären Aspekten der
Flüchtlingspolitik in Deutschland befasst, zu initiieren
und ihn hier in den Abendstunden vorzulegen. Es war not-
wendig, das zu tun, weil wir uns leider nach wie vor mit
einer teilweise sehr restriktiven Handhabung der Bestim-
mungen für Flüchtlinge, insbesondere im Hinblick auf die
Beendigung ihres Aufenthaltsstatus, und mit der rigiden
Abschiebepolitik gerade des Freistaates Bayern auseinan-
der setzen müssen.

(Beifall des Abg. Carsten Hübner [PDS])

Ich hoffe, dass dann, wenn das Menschenrechtsinstitut
seine Arbeit aufgenommen und seine Gründungsphase
hinter sich gebracht hat, ein besonderes Augenmerk auf
folgende Fragen der Menschenrechtspolitik gerichtet
wird: Reicht das allgemeine Bekenntnis aus, dass auch
nicht staatliche Verfolgung und geschlechtsspezifische
Verfolgung einen Schutz vor Abschiebung zur Folge ha-
ben, oder muss es gesetzliche Änderungen in diesem Be-
reich geben?

Vor nicht allzu langer Zeit gab es eine Debatte über die
Europäische Menschenrechtskonvention. Wir haben
anlässlich ihres 50-jährigen Bestehens ihre Bedeutung
und ihre Verdienste gewürdigt. Im Rahmen der damaligen
Debatte habe ich den Vorschlag formuliert, dass § 53 des
Ausländergesetzes dahin gehend geändert werden soll,
dass beim Abschiebeschutz nicht nur auf die EMRK, son-
dern auch auf die Rechtsprechung des Europäischen Ge-
richtshofs für Menschenrechte Bezug genommen werden
soll. Es ist gut, dass in dem vorliegenden Antrag genau
dieser Punkt angesprochen wird. Das geschieht zwar nicht
in der Form der Forderung nach einer Gesetzesänderung,
aber es wird das Anliegen zum Ausdruck gebracht, die
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Men-
schenrechte in einen Zusammenhang mit der Frage des
Schutzes von Flüchtlingen vor Abschiebung und vor
Rückkehrverpflichtungen bzw. deren Vollzug zu bringen.

Nach den Beratungen über die Ergebnisse der An-
hörung zu Fragen der nicht staatlichen Verfolgung, die
wir im Menschenrechtsausschuss durchgeführt haben,
hätte ich mir angesichts der breiten Übereinstimmung un-
ter den Ausschussmitgliedern gewünscht – das sage ich
ganz ehrlich –, dass wir uns dort mit der Einbringung ei-
nes gemeinsamen Antrags „Flüchtlingsschutz als Men-
schenrechtsschutz“ befasst hätten.

(Rudolf Bindig [SPD]: Das ist doch illuso-
risch! Da machen doch nicht alle mit!)

– Das ist überhaupt nicht illusorisch, Herr Bindig. Durch
die Bewertung der Anhörung zur nicht staatlichen Verfol-
gung und durch unsere Gespräche mit Bundesinnenminis-
ter Schily sowie mit Staatssekretären und Staatssekretä-
rinnen des Innenministeriums ist uns, den Mitgliedern des
Menschenrechtsausschusses, doch die Handlungsnot-
wendigkeit deutlich geworden.

(Rudolf Bindig [SPD]: Holen Sie doch einmal
die CSU ins Boot!)

Angesichts der konstruktiven Zusammenarbeit im
Menschenrechtsausschuss wäre es doch besser gewesen,
wenn auch Sie – vielleicht mit mehr Rückendeckung aus
dem Haus – den Versuch unternommen hätten, Änderun-
gen zu erreichen. Wenn die Vorlage an den Menschen-
rechtsausschuss und federführend an den Innenausschuss
überwiesen wird, dann werden wir entscheidend mitar-
beiten. Vielleicht schaffen wir es, mit dem zu gründenden
Menschenrechtsinstitut im Rücken, Änderungen im Ge-
setz durchzusetzen, die wir im Moment nicht für möglich
halten.

Dasselbe gilt für andere Bereiche der Menschen-
rechtspolitik. Der Menschenrechtsbericht der Bun-
desregierung, dessen Beratung heute ebenfalls auf der
Tagesordnung steht, befasst sich mit der Menschen-
rechtslage in anderen Ländern: zum Beispiel Indone-
sien, China, Tschetschenien und Osttimor. Wir sollten
jetzt verstärkt gerade die Menschenrechtssituationen in
einigen asiatischen Ländern auf die Tagesordnung der
Sitzungen des Menschenrechtsausschusses setzen. Wir
sollten kritisch nachfragen, was sich durch die Men-
schenrechtspolitik der Bundesregierung, im Kontext der
EU und bilateral betrachtet, in diesen Regionen wirklich
verändert hat. Wir müssen sehen, dass die Menschen-
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rechtslage gerade im asiatischen Bereich, zum Beispiel in
Indonesien, zum Teil nach wie vor so schlecht ist wie vor
einem oder vor anderthalb Jahren.

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordneten
der PDS)

Ich erhoffe mir vom Menschenrechtsinstitut nicht nur
Beratung der Politik, sondern auch eine kritische Beglei-
tung und Unterstützung im Hinblick auf die Menschen-
rechtsarbeit des Bundestages. Man sollte dort sehr kritisch
das formulieren, was trotz eines gut gemeinten Anliegens,
aber aufgrund anderer Interessen der Außen- und Wirt-
schaftspolitik bisher nicht durchgesetzt werden konnte.

Natürlich unterstützt die F.D.P.-Bundestagsfraktion
den Antrag zur Abschaffung der Todesstrafe. Er liegt in
der bewährten Kontinuität der Beratungen des Ausschus-
ses. In der 13. Legislaturperiode lag ein in dieser Richtung
formulierter Antrag zur Beratung vor. Herr Hübner, wir
werden hier den Antrag der PDS unterstützen, auch wenn
es systematische oder andere Bedenken gibt.

(Beifall des Abg. Carsten Hübner [PDS])

Aber am heutigen Tag, an dem wir uns mit Menschen-
rechten und auch mit Hinrichtungen, denen vom ganzen
Verfahren her – nicht nur, weil es um die Todesstrafe
geht – erhebliche Bedenken entgegenstehen, befassen,
muss man sich hier über Fraktionsgrenzen hinweg beken-
nen. An diesem Tag, an dem wir die Menschenrechte rüh-
men und an dem wir uns sehr wohl über Fortschritte
freuen, stimmen wir einem solchen Antrag zu.

(Beifall des Abg. Wolfgang Gehrcke [PDS])

Daran können Sie erkennen, dass es uns nicht nur darum
geht, Eigeninteressen durchzusetzen; vielmehr orientie-
ren wir uns an unserem Auftrag und damit an der Sache
selbst.

Ich sage ganz klar: Ich wünsche mir im Hinblick auf
das Menschenrechtsinstitut auch, dass das, was im Antrag
von SPD und Bündnis 90/Die Grünen formuliert ist,
durchgesetzt wird; denn sie bekräftigen noch einmal, dass
die Vorbehalte gegenüber der UN-Kinderrechts-
konvention aufgehoben werden sollten. Dazu gibt es ei-
nen einstimmig angenommenen Antrag des Bundestages.
Wir wissen, wie schwierig diese Thema ist; denn wir ha-
ben uns im Ausschuss in kritischen Beratungen – auch in
Fragen an die Bundesregierung – damit befasst. Hier gibt
es unterschiedliche Auffassungen zwischen Regierung
und Parlament. Mit einem unabhängigen Institut, getra-
gen von der Zivilgesellschaft, kann es vielleicht gelingen,
die Bedenken gegenüber einer Aufhebung der Vorbehalte,
die es überwiegend im Innenministerium gibt, doch noch
zu überwinden.

Es ist also ein guter Tag für die Menschenrechte. Auch
der Bundestag braucht bei seiner Menschenrechtspolitik
die Unterstützung unabhängiger Institutionen. Zur Er-
richtung eines solchen Instituts tragen wir heute bei. Die
F.D.P.-Bundestagsfraktion wird diesen Antrag aus voller
Überzeugung mittragen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU und der PDS)

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat
jetzt der Abgeordnete Carsten Hübner.

Carsten Hübner (PDS): Frau Präsidentin! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Während wir heute debattieren
– ich möchte ungern Wasser in den Wein gießen, muss
aber vielleicht doch mit ein paar kritischen Tönen begin-
nen –, kommt es weltweit zu exzessiven wie systemati-
schen Verletzungen von Menschenrechten. Folter, ex-
tralegale Hinrichtungen, sexualisierte Gewalt und
Unterdrückung, die strukturelle Benachteiligung einzel-
ner Bevölkerungsgruppen, Lebensweisen oder Weltan-
schauungen oder die systematische Vertreibung von Min-
derheiten und Zivilbevölkerung gehören zum bitteren
Menschenrechtsalltag auf unserem Globus, gehören zum
etablierten Instrumentarium von Herrschafts- und Interes-
sensicherung. Ich denke deshalb, dass es ein gutes Signal
dieses Hauses ist, wenn wir als Abgeordnete all denen, die
von Menschenrechtsverletzungen betroffen sind, von die-
ser Stelle aus unseren Respekt und unsere Anteilnahme
aussprechen und ihnen versichern, dass unsere Politik
parteiisch auf ihrer Seite steht.

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordneten
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Es ist dies ein Signal, das einschließen muss, den Pro-
fiteuren und Nutznießern von Unterdrückung und Ent-
rechtung unmissverständlich und eindeutig gegenüberzu-
treten und ihnen überall auf der Welt in klaren Worten zu
sagen: Menschenrechte sind universell. Sie sind keine in-
nere Angelegenheit eines Staates oder Gemeinwesens. Sie
sind nicht instrumentalisierbar oder relativierbar. Sie sind
keine Rechte, die ein Staat geben und nehmen kann. Sie
sind unveräußerlich und stehen jedem Individuum qua
Geburt zu. Wer diese Rechte missachtet, seine Missach-
tung duldet oder billigend in Kauf nimmt, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, der missachtet eine der grundle-
gendsten Übereinkünfte der Menschheit. Das gilt auch für
Europa, auch für die Bundesrepublik.

(Beifall bei der PDS)

Deshalb begrüßt es meine Fraktion außerordentlich,
dass wir heute im fraktionsübergreifenden Konsens über
die Gründung des Deutschen Instituts für Menschen-
rechte entscheiden werden, das sich sowohl im Inland als
auch im Ausland, sowohl auf der Ebene der Administra-
tion als auch auf der Ebene der Zivilgesellschaft mit Men-
schenrechten, ihrer Umsetzung und ihrer Missachtung
befassen soll. Menschenrechtsorientierte Politikberatung,
Öffentlichkeitsarbeit und eine professionelle Dokumenta-
tion in der Bundesrepublik zu stärken, wie es mit dem In-
stitut angedacht ist, halten wir für einen echten politischen
Zugewinn; dies begrüßen wir ausdrücklich.

Ich sage dies nicht zuletzt vor dem Hintergrund, dass
die PDS wiederum von einem interfraktionellen Antrag
und seiner Beratung fern gehalten wurde – eine Kleinka-
riertheit und ideologische Verbohrtheit, liebe Kolleginnen
und Kollegen vor allem des christlichen Flügels unseres
Hauses, die, wenn Sie mich fragen, längst ins Absurde ab-
geglitten ist,

(Beifall bei der PDS – Widerspruch bei der
CDU/CSU)
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zumal vor dem Hintergrund des gesellschaftlichen und
politischen Anspruchs, der mit diesem Institut verbunden
ist.

Doch mit Blick auf das Institut gibt es, gerade von
Nichtregierungsorganisationen vorgetragen, auch noch
Bedenken, nämlich was seine strukturelle Regierungs-
unabhängigkeit anbetrifft. Denn zumindest haushalts-
technisch wurde es nicht, wie etwa von der F.D.P. und
auch seitens meiner Fraktion gefordert, regierungsunab-
hängig beim Bundestag veranlagt, sondern bei den ver-
schiedenen Ministerien. Umso wichtiger ist es, bereits
jetzt, in der Konstituierungsphase, die Regierungsunab-
hängigkeit zu unterstreichen. Denn allein der Verdacht,
das Menschenrechtsinstitut könnte, zumal innen-, außen-
und außenwirtschaftspolitisch, in seiner Arbeit bestimm-
ten politischen Vorgaben und Befindlichkeiten folgen,
brächten seine Aufgabe und seine Arbeit in Gefahr.

Was ich damit meine, wird vielleicht am Antrag von
SPD und Grünen zum Flüchtlingsschutz deutlich; denn
dieser Antrag, dessen allgemeine Feststellungen, dessen
Botschaft und dessen Zielsetzung meine Fraktion natür-
lich unterstützt, bleibt insgesamt unkonkret. Er hat nicht
einmal einen Forderungsteil, der die Bundesregierung zu
irgendetwas verpflichten soll. Dabei gibt es, nicht zuletzt
mit Blick auf internationale Vereinbarungen und Gericht-
sentscheidungen, in vielen Bereichen erheblichen Hand-
lungsbedarf. Ich nenne nur den Vorbehalt gegenüber der
Kinderrechtskonvention das Flughafenverfahren, den Ab-
schiebeschutz bei geschlechtsspezifischer und nicht staat-
licher Verfolgung oder die seit Jahren in Erosion begrif-
fene Rechtswegegarantie des Grundgesetzes im
Asylverfahren. Zusammen mit dem von Wohlfahrtsver-
bänden und Menschenrechtsorganisationen geforderten
Memorandum für den Flüchtlingsschutz sollten diese und
weitere Missstände sehr viel konkreter als bisher in die-
sem Antrag Aufnahme finden.

Wer allerdings Wirken und Argumentation von Innen-
minister Schily kennt, der ahnt, warum sich dieser Antrag
ins Diplomatische geflüchtet hat. Dennoch denke ich:
Wirklich wirksam sind eher die klaren Worte. Die Auslän-
derbeauftragte, Frau Beck, hat mit ihrer deutlichen Kritik
an der bundesdeutschen Asylpraxis in dieser Frage aus
meiner Sicht ein echtes Zeichen gesetzt.

(Beifall bei der PDS)

Diplomatische Verrenkungen prägten auch das Verfah-
ren um den den Antrag der Koalition gegen die Todes-
strafe. Ich stelle dies fest, auch wenn meine Fraktion das
nun vorliegende Ergebnis positiv bewertet und dem An-
trag zustimmen wird. Denn das Verfahren war mehr als
kritikwürdig. Monatelang war die Koalition unfähig, ei-
nen eigenen Antrag vorzulegen. Gleichzeitig war sie mo-
natelang nicht dazu zu bewegen, den von uns vorgelegten
Antrag zu Mumia Abu-Jamal zu behandeln oder ihm gar
zuzustimmen.

(Rudolf Bindig [SPD]: Wir wollten das auf
den Tag der Menschenrechte konzentrie-
ren!)

Stattdessen flüchtete sie sich in Scheinargumente. Dazu
gehörte die Äußerung, es gehöre, anders als etwa im Eu-

ropaparlament oder in anderen Parlamenten in Europa,
nicht zur Tradition des Bundestages, zu Einzelfällen Stel-
lung zu nehmen. 

Die Vermutung liegt deshalb nahe – es gibt in dieser
Hinsicht eindeutige Informationen aus dem Auswärtigen
Ausschuss –, man habe sich, zumal während des Wahl-
kampfes, nicht in die angeblich inneren Angelegenheiten
der USA einmischen wollen, gerade nicht bei diesem
emotionalisierten Thema. Das hielte ich für eine völlig in-
akzeptable Denkweise; denn Menschenrechte sind keine
innere Angelegenheit. 

Ich frage Sie: Wann wäre es angebrachter gewesen als
in den letzten Monaten, massiv jene Stimmen in den
USA – etwa die Kirche – zu unterstützen, die eine Ab-
schaffung der Todesstrafe fordern?

(Rudolf Bindig [SPD]: Jetzt zum Tag der
Menschenrechte!)

Es war doch augenfällig, dass George Bush jr. als Gou-
verneur von Texas mit Hinrichtungen geradezu Wahl-
kampf betrieben hat. Diese gehen weiter: Erst vorgestern
und gestern Abend wurden in Texas der 38. und der 
39. Mensch in diesem Jahr, staatlich legitimiert, getötet.
Nach Agenturmeldungen wird heute in Texas auch noch
der 50-jährige Claude Jones – er wäre der 40. – ermor-
det.

(Rudolf Bindig [SPD]: Das ist schrecklich!)

Texas hat damit seinen blutigen Rekord von 37 Hinrich-
tungen im Jahr 1997 eingestellt. Allein in die Amtszeit des
Präsidentschaftskandidaten Bush als Gouverneur von Te-
xas fallen 151 Exekutionen, darunter auch Exekutionen
von zur Tatzeit Minderjährigen und Geistesschwachen,
von den ungeklärten Fällen einmal ganz zu schweigen.

Ich frage Sie deshalb ernsthaft, liebe Kolleginnen und
Kollegen, warum ein deutliches Votum des Bundestages
so lange – so lange, bis die Wahlen vorbei waren – her-
ausgezögert worden ist. Wenn das unter Diplomatie
verstanden wird, dann will ich Ihnen sagen, dass ich mit
dieser Form von Diplomatie nichts zu tun haben will.

(Beifall bei der PDS)

Ich weiß, dass ich in diesem Punkt auch für viele Kolle-
ginnen und Kollegen aus anderen Fraktionen sprechen
kann. Viele Parlamente, Institutionen, Organisationen und
Personen sehen das genauso, etwa der als Anti-Mafia-Ak-
tivist weltbekannt gewordene Bürgermeister von Pa-
lermo, Leoluca Orlando, der im Sinne der Ächtung jegli-
cher Gewalt sämtliche von Amnesty International
weltweit registrierten Todeskandidaten zu Ehrenbürgern
seiner Stadt erklärt hat.

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Mit Blick auf dieses Beispiel eines entschiedenen und
unkonventionellen Einsatzes gegen die Todesstrafe
möchte ich Sie bitten, auch dem Antrag der PDS-Frak-
tion zur Erreichung eines neuen fairen Verfahrens für
Mumia Abu-Jamal zuzustimmen. Ich muss in diesem Zu-
sammenhang betonen, dass ich Frau Leutheusser-
Schnarrenberger für ihr Statement sehr dankbar bin. 
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Was der Koalitionsantrag generell formuliert, wird in
unserem Antrag konkret. In diesem Sinne ist der Fall 
Mumia Abu-Jamal Symbol und Ausdruck struktureller
Missstände und des Widerstandes dagegen – in den USA
wie auch international. Jedes bedrohte Menschenleben
wäre einen solchen Antrag wert.

Danke.

(Beifall bei der PDS)

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat
jetzt die Abgeordnete Lilo Friedrich.

Lilo Friedrich (Mettmann) (SPD): Frau Präsidentin!
Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Wenn wir heute über Menschenrechte sprechen,
dann dürfen nicht nur rechtliche Aspekte, sondern dann
muss auch die ganz konkrete Situation der Menschen un-
ser Thema sein. Denn das 20. Jahrhundert war ein Jahr-
hundert der Flüchtlinge. Aber auch in Zukunft wird für
Millionen von Menschen Flucht die einzige Chance sein,
ihr Überleben zu sichern.

Die systematische Vertreibung der albanischen Bevöl-
kerung im Kosovo, die zahlreichen Bürgerkriege in
Afrika, die Kämpfe in Tschetschenien und in Timor, die
Grenzkonflikte zwischen Äthiopien und Eritrea sowie
zwischen Indien und Pakistan sind nur einige der aktuel-
len Beispiele weltweiter Flucht und Vertreibung. Sie alle
gingen und gehen mit massiven Menschenrechtsverlet-
zungen einher. Auf etwa 50 Millionen weltweit schätzt
man die Zahl der Opfer von Flucht und Vertreibung. Ins-
besondere für Kinder sind die Erlebnisse oft prägend für
ihr ganzes weiteres Leben.

Im 50. Jahr ihres Bestehens setzt sich die Flüchtlings-
organisation der Vereinten Nationen, der UNHCR, unter
zum Teil äußerst schwierigen Rahmenbedingungen für
über 21 Millionen Flüchtlinge auf der ganzen Welt ein.
Für diese kontinuierliche und bedeutsame Leistung ver-
dient der UNHCR unseren höchsten Respekt.

(Beifall bei der SPD)

Um diesen wichtigen Aufgaben aber auch gerecht werden
zu können, muss er mit ausreichenden finanziellen Mit-
teln ausgestattet werden.

Viel zu häufig ist die Medienwirksamkeit einer Flücht-
lingskatastrophe ausschlaggebend für das Ausmaß der
Hilfe. Wichtiger sollte aber ein einfaches humanitäres Ge-
bot sein: die Not entwurzelter und oftmals traumatisierter
Menschen zu lindern. Hierfür müssen multilaterale, re-
gionale und bilaterale Programme ebenso wie die Maß-
nahmen humanitärer Nichtregierungsorganisationen auf
finanziell gesicherter Basis rasch, unbürokratisch und gut
koordiniert greifen.

Die Verantwortung der internationalen Gemeinschaft
darf jedoch nicht erst im Krisenfall einsetzen. Die erfolg-
reichste Flüchtlingspolitik ist jene, die potenzielle Flucht-
ursachen frühzeitig erkennt und entschärft. Krisenpräven-
tion und eine kohärente, menschenrechtsorientierte
internationale Politik sind daher wesentliche Voraussetzun-

gen dafür, dass Gewalt und Menschenrechtsverletzungen
keine Chance erhalten. Die Bundesregierung hat auf die-
sem Gebiet bereits zahlreiche Initiativen ergriffen, die sehr
hilfreich waren. 

Die Rechte und der Schutz der Flüchtlinge stehen im
Mittelpunkt der Arbeit des UNHCR. Das wichtigste In-
strument hierfür ist die Genfer Flüchtlingskonvention.
Ihr Kernstück ist, dass kein Flüchtling in ein Land zurück-
geschickt werden darf, in dem sein Leben oder seine Frei-
heit bedroht ist. Die Bundesrepublik Deutschland zählte
zu den ersten sechs von mittlerweile über 130 Staaten, die
die Genfer Flüchtlingskonvention unterzeichnet haben.
Bei der Definition des Flüchtlingsbegriffes hat sich in
Deutschland eine Rechtsprechung entwickelt, nach der
laut Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes die
Verfolgung vom Staat ausgehen oder ihm zurechenbar
sein muss. 

Aber immer mehr Menschen auf der Welt flüchten vor
nicht staatlicher Verfolgung. In einigen Ländern haben sich
zentralstaatliche Strukturen aufgelöst. An ihre Stelle sind
völkerrechtlich nicht anerkannte, quasistaatliche Struktu-
ren getreten. Eines der Beispiele hierfür ist Afghanistan.
Menschen, die vom Taliban-Regime als politisch und reli-
giös Andersdenkende eingeordnet werden, werden verfolgt
und müssen um Leib und Leben fürchten.

(Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Absolut!)

Auch Frauen fliehen häufig vor Verfolgung, die nicht un-
mittelbar vom Staat ausgeht, zum Beispiel im Falle von
gesellschaftlich bedingter geschlechtsspezifischer Verfol-
gung. Um Menschen wie sie geht es, wenn wir von nicht
staatlicher Verfolgung sprechen.

Nach der Genfer Flüchtlingskonvention ist der Schutz
eines Flüchtlings oberstes Ziel. Nach dieser Schutztheo-
rie ist es unerheblich, ob der Urheber der Verfolgung
staatlich oder nicht staatlich ist. Es kommt allein auf den
fehlenden Schutz an.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

In Deutschland erhalten nicht staatlich Verfolgte bis-
lang allenfalls den Status der Duldung. Das heißt, sie wer-
den nicht in ihre Herkunftsländer zurückgeschickt. Das
heißt aber auch: Ein solcher Status bietet keine planbare
Zukunftsperspektive. Aus menschenrechtlicher Sicht hal-
ten wir es deshalb für notwendig, dass auch diesen Flücht-
lingen Schutz vor Abschiebung gewährt wird und dass ge-
duldete Flüchtlinge, für die eine Rückkehr in ihr
Herkunftsland eine besondere Härte darstellen würde,
leichter eine Aufenthaltsbefugnis erhalten.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Durch die Änderung der Verwaltungsvorschriften 
zu geschlechtsspezifischen Menschenrechtsverletzungen
haben wir bereits einen entscheidenden Schritt hin zu ei-
ner verbesserten Situation der Flüchtlinge in unserem
Land erreicht. 

Meine Damen und Herren, seit Amtsbeginn der rot-
grünen Regierung hat sich in der Ausländerpolitik schon
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vieles positiv bewegt. Das zeigt sich nicht nur auf politi-
scher Ebene. Auch der aktuelle Beschluss des Bundes-
verfassungsgerichts zur politischen Verfolgung hat eine
wichtige Fortentwicklung der deutschen Rechtsprechung
eingeleitet. Es wird nun darauf ankommen, die Möglich-
keiten zu prüfen, die hierdurch eröffnet wurden. Ermuti-
gend ist, dass sich insbesondere durch die neue Leitung
des Bundesamtes für die Anerkennung ausländischer
Flüchtlinge eine positive Entwicklung abzeichnet.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Die Tendenz zu mehr Offenheit gegenüber nicht staatlich
und geschlechtsspezifisch verfolgten Flüchtlingen be-
grüßen wir ausdrücklich.

Wir dürfen nicht vergessen, dass auch für Kriegs- und
Bürgerkriegsflüchtlinge ein dringender Schutzbedarf
besteht. Ich möchte Sie noch einmal an den interfraktio-
nellen Antrag zu den humanitären Grundsätzen der
Flüchtlingspolitik erinnern. Den haben wir im Juli ein-
stimmig verabschiedet und damit eine in der Öffentlich-
keit stark beachtete Initiative angestoßen. Die Innenmi-
nisterkonferenz hat diese Initiative im November insofern
positiv aufgegriffen, als jetzt schwer traumatisierte Bos-
nier und Bosnierinnen weiterhin in Deutschland bleiben
dürfen. Wir begrüßen diese Entscheidung als richtungs-
weisend.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie des Abg. Dr. Christian
Schwarz-Schilling [CDU/CSU])

Lassen Sie mich abschließend den Blick noch einmal
konkret auf die Situation in unserem eigenen Land lenken.
Fremdenfeindlichkeit, Intoleranz und Rechtsradikalis-
mus in der Bundesrepublik Deutschland treffen jene Men-
schen besonders schmerzlich, die als Flüchtlinge auf der
Suche nach Schutz hierher gekommen sind. Ein Leben in
Angst vor Diskriminierung und gewalttätigen Attacken ist
unwürdig. Ob Deutschland seinem Anspruch als ein
menschliches und weltoffenes Land dauerhaft gerecht
wird, hängt wesentlich auch davon ab, ob es gelingt,
Flüchtlinge und Einwanderer sozial zu integrieren. Dies
ist eine der großen gesellschaftspolitischen Aufgaben der
Zukunft. Bei der Großdemonstration und Kundgebung
am 9. November 2000 haben alle gesellschaftlichen
Kräfte dafür ein eindrucksvolles Zeichen gesetzt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, bei allen genannten
Punkten dürfen wir aber eines nicht vergessen – dies kön-
nen wir nicht häufig genug betonen –: Das im Grundgesetz
verankerte Recht auf Asyl muss weiterhin gewährleistet
werden; denn Flüchtlingsschutz ist Menschrechtsschutz.

Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der
PDS)

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat
jetzt Herr Kollege Dr. Schwarz-Schilling.

Dr. Christian Schwarz-Schilling (CDU/CSU): Frau
Präsidentin! Meine lieben Kolleginnen und Kollegen!
Der UNHCR nahm seine Tätigkeit am 1. Januar 1951 auf,
mit 33 Mitarbeitern und einer Leitung, die für drei Jahre
gewählt war, sowie mit einem Budget von 300 000 Dollar.
Dies hat eine erstaunliche Entwicklung genommen, die
allerdings nicht zur Freude Anlass gibt. Was ist heute aus
dem UNHCR geworden?

Heute sind es 5 000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
in 120 Ländern. 22,3 Millionen Flüchtlinge sind statis-
tisch erfasst. Im Grunde genommen sprengt schon die
Zahl von 22,3 Millionen hilfsbedürftigen Menschen die
Vorstellungskraft. 

Man kann sich eigentlich nur die Frage stellen: Wie
kam man damals, nach den Entsetzlichkeiten des Zweiten
Weltkriegs, zu der optimistischen Auffassung, man brau-
che nur noch die letzten Hinterlassenschaften des Zweiten
Weltkriegs in Ordnung zu bringen – was Flüchtlinge an-
geht, 1 Million oder 1,5 Millionen – und dann sei die Auf-
gabe wunderbar erledigt? Meinte man in Anbetracht des-
sen, dass damals so viele Dinge geschaffen wurden, die
sich vom Bisherigen grundsätzlich unterschieden – wie
die Vereinten Nationen vom Völkerbund oder das Grund-
gesetz von der Weimarer Verfassung –, es gehe auch in
dieser Frage so positiv zu Ende?

Ich komme zu dem Schluss, dass man sich damals ab-
solut auf das Böse in Deutschland konzentriert hat und gar
nicht einsehen wollte, dass in diese Frage viele Dinge hi-
neinspielen, die die menschliche Natur schlechthin aus-
machen und die Diktaturen und totalitäre Regime in allen
Gegenden dieser Welt zu jeder Zeit und immer wieder er-
möglichen, selbst wenn schon ein höherer Entwicklungs-
stand erreicht war.

Das müssen wir besonders in Europa beklagen. Die Ja-
panerin Ogata, mit der ein persönliches Gespräch zu
führen ich bei ihrem Abschied Gelegenheit hatte, sagte
mir: Ich habe mir nicht vorstellen können, dass gerade Eu-
ropa nach dem Zweiten Weltkrieg wieder eines der Haupt-
flüchtlingsgebiete werden könnte; ich hatte geglaubt, das
würden eher Afrika und Asien sein. – Dann steht man ei-
gentlich etwas beschämt da. 

Frau Ogata mit ihrer Klugheit und ihrer sehr nachdenk-
lichen ostasiatischen Gelassenheit wurde ganz vehement,
als sie die Frage stellte: Wie kann Europa in diesen Fra-
gen wieder so versagt haben? – Sie hat die Frage dann
natürlich wieder abgemildert, weil sie – auch das ist ein
Punkt der damaligen Illusion – auf freiwillige Beiträge
angewiesen ist. 98 Prozent der Beiträge für den UNHCR
sind freiwillig. Man dachte, für die restlichen Flüchtlinge
des Zweiten Weltkriegs lasse sich das alles leicht arran-
gieren. Dass das ein Hauptproblem unserer Weltordnung
geworden ist, hat die zweite Hälfte des 20. Jahrhunderts
deutlich gemacht.

In den 90er-Jahren des 20. Jahrhunderts kam ein neuer
Schub grundsätzlicher Überlegungen. Ich denke an die
europäischen Grundrechte und an das Welttribunal für
Völkerrechtsverletzungen. Man hatte versäumt, das wirk-
lich als notwendig anzusehen, weil man glaubte, wenn
man das eine Übel, das in Deutschland, vollständig besei-
tige, dann sei es gar nicht mehr notwendig, die Welt für
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diese Sachen zu wappnen. Das ist schon eine sehr inte-
ressante Entwicklung.

Meine Damen und Herren, nachdem wir in Deutsch-
land sicherlich nicht mehr Veranlasser solcher fürchterli-
chen Dinge sind, könnte man sagen – ich höre das oft –:
Das ist schlimm; aber wir können nicht die Leiden der
ganzen Welt schultern. – Das wissen wir; das weiß jeder.
Aber hier, nur einige Meter von diesem Ort, sind vor eini-
gen Jahren noch Flüchtlinge erschossen worden, weil sie
über eine Grenze gingen. Das sollten wir nie vergessen, 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der 
F.D.P.)

auch dann nicht, wenn es um die Not anderer Flüchtlinge
geht, insbesondere wenn sie deutschen Boden betreten.
Wir haben die Möglichkeit, aus unserer eigenen Ge-
schichte sehr viele Lehren zu ziehen. Da brauchen wir
nicht tief zu graben. Ich hoffe, dass wir uns an diesem
Punkt immer wieder unserer eigenen Geschichte bewusst
werden.

Was die Finanzierung angeht, so muss ich Folgendes
feststellen – denn ich kenne ja die Schwierigkeiten, die
wir in diesem Bereich haben –: 1990 haben wir 34 Milli-
onen US-Dollar an den UNHCR gezahlt. Im Jahre 2000
sind es 15,3 Millionen US-Dollar. Langsam fallen wir ins-
gesamt von Rang neun auf Rang zehn zurück. Dies ist im
Übrigen nicht etwa bei den absoluten Zahlen der Fall; da
sind die Vereinigten Staaten, die wir in diesem Zusam-
menhang sehr oft beschimpfen, etwa fünfmal so gut wie
wir. Das ist vielmehr proportional zur Bevölkerungszahl
zu sehen. Da liegen die Vereinigten Staaten bei 97 Cent
pro Person und wir bei ganzen 23 Cent und sind damit
weit abgeschlagen und kommen erst nach solchen Län-
dern wie der Schweiz mit 2,5 Dollar oder Schweden mit
5,8 Dollar pro Person. 

(Karl Lamers [CDU/CSU]: Das ist im ge-
samten außenpolitischen Bereich so!)

Man muss einmal deutlich feststellen, dass wir hier eine
wirkliche Bringschuld haben. Ich hoffe, dass in den
nächsten ein, zwei Jahren die Richtung dargestellt wird, in
die wir zu gehen beabsichtigen.

Wir müssen uns nun auch folgende Frage stellen: Wie
gehen wir in Deutschland mit Menschenrechtsfragen
um und wie handeln wir in der Flüchtlingspolitik? Dazu
kann ich nur sagen: Der Antrag, den wir hier am 7. Juni
dieses Jahres verabschiedet haben, war ein Meilenstein. 

(Sabine Leutheusser-Schnarrenberger [F.D.P.]:
Ja!)

Mit ihm wird wieder bewusst gemacht, dass Menschen-
rechts- und Flüchtlingsfragen Abwehrrechte des Einzel-
nen gegen den Staat sind.

(Beifall im ganzen Hause)

Wer sollte diese Abwehrrechte formulieren, wenn nicht
die Parlamentarier – trotz aller Nähe zum Staat, die wir al-
lesamt haben? Unsere eigentliche Aufgabe ist es doch,
Abwehrrechte zu formulieren. 

Aus diesem Grunde danken wir der Innenministerkon-
ferenz. Auch danke ich dem Bundesinnenminister, den ich
hier sehr oft kritisiert habe, dafür, dass er sich in dieser Sa-
che wirklich bemüht hat. Das weiß ich; das möchte ich
hier betonen. Auch das sollte man bei dieser Gelegenheit
tun. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU sowie
bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der F.D.P.)

Aber wir werden natürlich sehr genau beobachten, was
die Länder jetzt aus diesen Beschlüssen machen, wie die
einzelnen Vereinbarungen umgesetzt werden und wer die
Dinge wie handhabt. Da entstehen schon ganz merkwür-
dige Unterschiede, die ich noch nicht ganz verifizieren
konnte. Wir müssen sehr achtsam sein. Denn sonst müs-
sen wir in drei, vier Monaten nachsteuern. Und das wer-
den wir tun; das möchte ich hier schon einmal deutlich
ankündigen. 

(Beifall im ganzen Hause)

Ich darf mich auch dafür bedanken, dass es aus Nie-
dersachsen immerhin die Nachricht gibt, dass gemäß den
Empfehlungen des UNHCR Abschiebungen in den Ko-
sovo in diesem Winter nicht mehr erfolgen sollen. Das ist
wirklich nachahmenswert. Es ist ja ein Wahnsinn: Spre-
chen Sie einmal mit den Menschen vor Ort, die gar nicht
wissen, wie sie im Moment das Bestehende in Ordnung
halten sollen. Ich habe mich gerade heute wieder mit ko-
sovo-albanischen und serbischen Bürgermeistern und
Kommunalpolitikern unterhalten. Sie haben gesagt: Bitte
seien Sie bei solchen Aktionen um Gottes willen vorsich-
tig. – Ich habe ihnen gesagt: Wir werden vorsichtig sein. 

(Beifall im ganzen Hause)

Lassen Sie mich aber auch feststellen, dass wir dafür
sorgen müssen, dass ganz generell Gesetze nicht so auf-
gefasst werden, dass mit ihnen nur Missbrauch bekämpft
wird. Ich glaube, ein demokratischer Staat muss seine all-
gemeinen Gesetze danach ausrichten, dass die Mehrheit
der rechtmäßig Handelnden nicht durch ein Gesetz be-
schädigt wird. In dem Moment, da Sie die allgemeine
Rechtsetzung auf den reinen Missbrauchstatbestand
ausrichten, erreichen Sie, dass Sie viele Unschuldige tref-
fen und dass die wirklich Schuldigen durch dieses Gesetz
eher weniger getroffen werden, als man es beabsichtigt
hat. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der F.D.P. – Rudolf Bindig
[SPD]: Sie haben ja Recht! Weiß das auch Herr
Beckstein?)

– Ich spreche hier von ganz allgemeinen Grundsätzen und
lasse mich gerne belehren, wenn es anders sein sollte. Lie-
ber Herr Bindig, ich könnte in diesem Zusammenhang
natürlich auch sozialdemokratische Ministerpräsidenten
und Innenminister nennen. Das tue ich jetzt nicht. Wir
wollen jetzt nicht gegeneinander aufrechnen. Die Flücht-
linge werden davon nichts haben. 

Lassen Sie mich eines betonen: Dass der Asyl Su-
chende nach einem Jahr Aufenthalt in Deutschland wie-
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der arbeiten darf, ist ein Menschenrecht, dem wieder zur
Geltung verholfen wurde.

(Beifall im ganzen Hause)

Auch dafür bin ich dankbar, zumal es uns nützt: Wir spa-
ren Geld, und zwar mindestens 1 Million DM. Denn wir
müssen keine Sozialhilfe und Ähnliches mehr bezahlen.
Diese Menschen wollen ja arbeiten und sie sollten nicht
der Situation ausgesetzt werden, dass Deutsche an ihnen
vorbeigehen und sagen: Nun schaut euch einmal diese
Leute an, die sitzen schon morgens im Café und tun
nichts. – Wir haben sie doch dazu gezwungen. Machen
Sie das den Leuten einmal klar! Das wäre dann wenigs-
tens ein Anfang.

Lassen Sie mich zum Abschluss eines festhalten. Die
Hohe Kommissarin für Flüchtlinge Ogata hat gesagt: Um
Antworten für die Zukunft zu haben, müssen wir aus der
Vergangenheit lernen. – Ich glaube, wir haben unglaub-
lich viel Material, um aus der Vergangenheit – auch aus
unserer deutschen, und da nicht nur bis 1945, sondern
auch aus den letzten Jahrzehnten – zu lernen, welche Kon-
sequenzen es hatte, wenn wir etwas in einer bestimmten
Weise gehandhabt haben. Dieser Frau, bei der ich sehr be-
wundert habe, wie sie in entscheidenden, dramatischen
Situationen einen kühlen Kopf behalten und wirklich an-
gepackt hat, ist, glaube ich, unser aller Dank dafür aus-
zusprechen, dass sie als Japanerin uns Europäern in die-
sen zehn Jahren sehr deutlich gesagt hat, wie die Dinge
liegen. Sie hat in dieser Situation die Globalisierung für
sich ernst genommen. Sie war Weltbürgerin in einem
Sinne, in dem Menschenrechte und Flüchtlingsrechte un-
teilbar sind. Damit war sie Vorbild für uns alle. 

(Beifall im ganzen Hause)

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat
jetzt die Abgeordnete Heide Mattischeck.

Heide Mattischeck (SPD): Frau Präsidentin! Liebe
Kollegen und Kolleginnen! Meine Herren und Damen!
Bei der Abschaffung der Todesstrafe in Europa hat der
Europarat eine maßgebliche Rolle gespielt. Das Zusatz-
protokoll Nr. 6 der Europäischen Menschenrechtskon-
vention vom April 1983 war weltweit das erste Instrument
im internationalen Recht, das die Abschaffung der Todes-
strafe zur grundsätzlichen Verpflichtung für die Vertrags-
parteien gemacht hat. 

Unter maßgeblichem deutschen Einfluss – insofern ha-
ben wir, so denke ich, Herr Kollege Schwarz-Schilling, in
Teilen aus unserer Geschichte gelernt – hat die EU in den
am 29. Juni 1998 vom Ministerrat angenommenen Leitli-
nien für eine Unionspolitik gegenüber Drittstaaten betref-
fend die Todesstrafe eine gemeinsame Position formu-
liert. Die Bundesregierung verfolgt gemeinsam mit ihren
EU-Partnern eine Doppelstrategie: Das betrifft zum einen
das Ziel, die Ächtung der Todesstrafe schrittweise im Völ-
kerrecht zu verankern; zum anderen macht die Bundesre-
gierung die Abschaffung der Todesstrafe zum Gegenstand
des Dialogs mit Ländern, die die Todesstrafe noch nicht
abgeschafft haben. Diese Politik wollen wir mit unserem
Antrag unterstützen. 

73 Staaten haben die Todesstrafe mittlerweile voll-
ständig abgeschafft. 13 Staaten sehen sie nur für außer-
gewöhnliche Straftaten wie etwa Kriegsverbrechen
vor. In 22 Staaten steht die Todesstrafe zwar noch im
Gesetz, wird aber in der Praxis nicht mehr angewandt.
Diese Zahlen zeigen: Mehr als die Hälfte der Länder
weltweit hat die Todesstrafe per Gesetz oder zumindest
faktisch abgeschafft. Dieser Trend ist, denke ich, nicht
mehr umzukehren. Allein seit Beginn der 90er-Jahre
haben über 30 Länder in Afrika, Asien, Ozeanien, Ame-
rika und Europa die Todesstrafe aus ihren Gesetzen
verbannt. Aber 87 Staaten halten heute noch an der To-
desstrafe fest.

Seit Bestehen der Bundesrepublik Deutschland haben
sich die jeweiligen Bundesregierungen stets in besonde-
rer Weise für die weltweite Ächtung der Todesstrafe ein-
gesetzt. Auch der Deutsche Bundestag hat das Bemühen
um die weltweite Abschaffung der Todesstrafe unter-
stützt – zum Beispiel in der letzten Legislaturperiode mit
einer entsprechenden Entschließung, die einstimmig ge-
fasst wurde.

Wir sind uns einig: Die Todesstrafe ist weder ethisch
noch rechtspolitisch zu rechtfertigen.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der PDS sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU)

Sie ist kein Mittel der Verbrechensbekämpfung und bei ei-
nem Justizirrtum nicht korrigierbar. Es gibt jedoch einen
bedauerlichen Dissens zwischen Europa und den USA,
zwischen der Bundesrepublik und unserem wichtigsten
Verbündeten. In Europa ist die Todesstrafe faktisch ver-
boten; in Russland, der Türkei und Polen wird sie zumin-
dest nicht mehr vollstreckt. Die Entwicklung in den Ver-
einigten Staaten ist jedoch völlig gegenläufig: Im
Jahre 1999 wurden in den USA 98 Menschen hingerich-
tet. Allein in diesem Jahr – es wurde schon darauf hinge-
wiesen – sind es bereits 75 Menschen. 

Seit 1976, dem Jahr der Wiederzulassung der Todes-
strafe in den USA, sind 598 Menschen hingerichtet wor-
den. In den USA werden auch Personen hingerichtet, die
zur Tatzeit minderjährig oder geistig krank waren. Damit
verstoßen die USA gegen anerkannte Menschenrechts-
standards, als deren Anwalt sie häufig weltweit auftreten. 

Beunruhigend ist auch die hohe Fehlerquote amerika-
nischer Gerichte. Laut einer Studie der New York Colum-
bia University musste bei 68 Prozent aller zwischen 1973
und 1995 verhängten Todesurteile das erstinstanzliche
Urteil aufgehoben werden, weil es fehlerhaft war. Beun-
ruhigend ist auch die Häufigkeit, mit der gerade Afro-
amerikaner und Latinos zum Tode verurteilt werden. 
Beobachter vermuten, dass rassistische Motive bei Verur-
teilungen eine Rolle spielen und dass Prozesse mit ver-
fahrensrechtlichen Mängeln behaftet sind. 

Mit unserem Antrag wollen wir uns nicht in die inne-
ren Angelegenheiten der USA einmischen. Es ist relativ
leicht, sich gegen die Todesstrafe in Nordkorea, Afghanis-
tan oder im Sudan zu wenden. Bei diesem Antrag geht es
aber um den Wunsch des Deutschen Bundestages, unse-
ren wichtigsten Bündnispartner verlässlich auf unserer
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Seite zu wissen, wenn es um die Einhaltung und Einfor-
derung von Menschenrechten und völkerrechtlichen 
Übereinkommen geht. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Dieser Wunsch bezieht sich aktuell auf die Ratifizie-
rung des Römischen Statuts des Internationalen Strafge-
richtshofes sowie auf die Einhaltung des Wiener Überein-
kommens über konsularische Beziehungen. Letzteres
sichert ausländischen Angeklagten und Häftlingen das
Recht auf juristische Beratung durch das jeweilige Kon-
sulat zu. 

Vielen Todeskandidaten haben die USA dieses Recht
verweigert, so auch den deutschen Brüdern LaGrand. Der
Fall wird gerade vor dem Internationalen Gerichtshof in
Den Haag verhandelt – nachträglich; die beiden Brüder
sind bereits hingerichtet worden. 

Ich halte es in diesem Zusammenhang für sehr wichtig
– weil dies bei uns selten diskutiert wird –, auf die viel-
fältigen Initiativen in den USA selbst hinzuweisen, die für
die Abschaffung der Todesstrafe eintreten. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der PDS sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU)

Als ersten Schritt fordern sie ein Moratorium. Neben den
bekannten internationalen Organisationen wie Amnesty
International oder Human Rights Watch gibt es viele na-
tionale, regionale und auch religiöse Gruppierungen und
Organisationen, die für eine Abschaffung argumentieren
und agieren. Zurzeit beteiligen sich die meisten dieser Ini-
tiativen an einer großen Kampagne für ein Moratorium –
was in unserer Öffentlichkeit kaum bekannt ist und wo-
rüber selten diskutiert wird. 

Immer mehr Menschen in den USA, auch generelle
Befürworter der Todesstrafe, greifen die gegenwärtige
Praxis an und fordern die Aussetzung von Vollstreckun-
gen, bis ein rechtsstaatlich einwandfreies Verfahren ge-
währleistet werden kann. Als Erster hat bekanntermaßen
der Gouverneur von Illinois einem solchen Moratorium
zugestimmt.

Interessant ist auch die Tatsache, dass in einer Initiative
Angehörige von Mordopfern gemeinsam mit Angehöri-
gen von Hingerichteten gegen die Verhängung der Todes-
strafe kämpfen. Ich habe vor einigen Jahren ein Gespräch
mit Vertretern dieser Organisationen gehabt, das zu dem
Bewegendsten gehört, was ich in der langen Zeit meines
Wirkens erlebt habe. 

Mit unserem Antrag unterstützen wir auch diese Initia-
tiven. Wir fordern zunächst ein Moratorium für die Voll-
streckung von Todesurteilen. Die Todesstrafe ist eine
grausame und unmenschliche Strafe. Sie muss weltweit
geächtet und abgeschafft werden, auch in den USA. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-
ordneten der F.D.P. und der PDS)

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat
jetzt Staatsminister Dr. Ludger Volmer.

Dr. Ludger Volmer, Staatsminister im Auswärtigen
Amt: Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich freue mich, Ihnen den 5. Bericht der Bundesregierung
über die Menschenrechtspolitik in den auswärtigen Be-
ziehungen vorstellen zu dürfen. 

Drei aktuelle Meldungen von heute kennzeichnen
schlaglichtartig die Relevanz des Themas: Hinrichtungs-
rekord in den USA, erneute Unruhen auf der Westbank
mit Verletzten auf beiden Seiten, aber auch Arbeitsmög-
lichkeit für Asylbewerber. Insbesondere was den letzten
Punkt angeht, Herr Schwarz-Schilling, bedanke ich mich
für die Würdigung der Politik der Bundesregierung, die
Sie ausgesprochen haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
bei der SPD und der CDU/CSU)

Wir, meine Damen und Herren Kollegen, wissen uns
heute nicht nur in einem breiten gesellschaftlichen Kon-
sens in Deutschland, sondern auch in einer wachsenden
Zahl unserer Partnerländer, was die Relevanz von Men-
schenrechten angeht. Der politische Dialog mit unseren
Partnerländern weltweit schließt regelmäßig die Frage
von Demokratie und Menschenrechten ein. Diese The-
men sind für die EU-Beitrittskandidaten zu förmlichen
Kriterien geworden, an deren Erfüllung der Fortschritt
und die Beitrittsfähigkeit gemäß den Beschlüssen des Eu-
ropäischen Rats von Kopenhagen gemessen werden. Dies
gilt gleichermaßen für alle Kandidaten. Wie bedeutsam
diese Kriterien sind, zeigt zum Beispiel die Diskussion
um die innere Lage in der Türkei.

Wegen der Bedeutung des Themas hat die Koalition die
institutionellen Voraussetzungen für dessen Bearbeitung
verbessert. Die Bundesregierung hat einen Menschen-
rechtsbeauftragten im Auswärtigen Amt, Herrn Poppe,
eingesetzt. Der Bundestag, in dessen Auftrag dieser Be-
richt erstellt wurde, hat einen eigenen Ausschuss für 
Menschenrechte eingerichtet. Daneben möchte ich die
Gründung eines Menschenrechtsinstituts, die heute be-
schlossen werden soll, nennen. Das Institut ist ein zentra-
les Instrument, mit dem wir die Menschenrechtsarbeit von
Parlament, Regierung und Nichtregierungsorganisationen
vernetzen können. Ich möchte im Namen der Bundesre-
gierung noch einmal ausdrücklich erklären, dass wir nicht
das geringste Interesse daran haben, die Nichtregierungs-
organisationen zu binden. Wir haben ein Interesse an
ihrem eigenständigen und unabhängigen Agieren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
CDU/CSU und der F.D.P.)

Damit ist ein Versprechen des Koalitionsvertrages erfüllt
worden.

Lassen Sie mich einige Erfolge der letzten zwei Jahre
aufführen, die auch der Bericht erwähnt. Wir haben das
Römische Statut des Internationalen Strafgerichtshofs
zur Ratifizierungsreife gebracht und verteidigen es gegen
anhaltende Bestrebungen, seinen Geltungsbereich aus-
zuhöhlen. 
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Wir haben dazu beigetragen, dass Menschenrechte und
Demokratie in einigen für uns zentral wichtigen politi-
schen Prozessen eine Schlüsselrolle einnehmen: beim
Stabilitätspakt, bei der demokratischen Erneuerung Ju-
goslawiens und bei den EU-Beitrittskandidaturen. 

Wir haben Schritte zum Abbau des Demokratie- und
Menschenrechtsdefizits der EU eingeleitet: Die Bundes-
regierung hat erfolgreich die Initiative zur EU-Grund-
rechte-Charta und zum EU-Menschenrechtsjahresbericht
ergriffen. Ich denke, wir können stolz darauf sein, dass
mit dem ehemaligen Bundespräsidenten Roman Herzog
ein Deutscher maßgeblich an dem Entwurf mitwirkt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
CDU/CSU und der F.D.P.)

Wir haben im Auswärtigen Amt durch spezifische
Schulung und durch Aufbau eines Personalpools im Rah-
men der Aktion „Ziviles Friedenspersonal zur Kon-
fliktprävention“ unsere Teilnahmekapazität für VN- wie
für OSZE-Missionen entscheidend erhöht. Das BMZ hat
parallel dazu den zivilen Friedensdienst aufgebaut.

Wir haben entscheidende Impulse für die Verbesserung
des Menschenrechtsschutzes gegeben, zum Beispiel im
Oktober durch die Gastgeberschaft einer NRO-Konferenz
zum Thema Kindersoldaten und in der letzten Woche
durch die Sondersitzung des Frauenrechtsausschusses der
Vereinten Nationen hier in Berlin.

Trotz aller Erfolge hat Menschenrechtspolitik mit zahl-
reichen grundsätzlichen Schwierigkeiten zu kämpfen.
Auch die Vereinten Nationen, die unter Generalsekretär
Kofi Annan diesem Thema zu Recht eine besondere Auf-
merksamkeit widmen, kennen das Problem, dass sich
Menschenrechtsverletzer hinter dem Prinzip staatlicher
Souveränität und hinter dem Grundsatz der Nichteinmi-
schung zu verbergen suchen. Diese Fluchtalternative wol-
len wir verstellen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD)

Es ist aber auch festzustellen, dass regionale Foren, die
der außenpolitischen Koordination dienen, Menschen-
rechtsfragen regelmäßig auf die Tagesordnung setzen.
Menschenrechte und Demokratieentwicklung werden
heute beim EU-SADC-Ministerratstreffen in Gabarone,
an dem ich letzte Woche teilgenommen habe, ebenso dis-
kutiert wie nächste Woche beim Treffen der EU- und
ASEAN-Staaten in Laos.

In Benin, von dem wesentliche Impulse für die Demo-
kratisierung in Afrika ausgingen, hat in der letzten Woche
ein Treffen der demokratieorientierten Staaten Afrikas
stattgefunden. Das alles sind erfreuliche Entwicklungen,
die die Bundesregierung befürwortet und unterstützt.

Ich habe bei meinen Auslandsreisen die Erfahrung 
gemacht, dass wir besonders dann die Menschenrechts-
situation problematisieren können, wenn wir unsererseits
anerkennen, dass Good Governance, gute Regierungs-
führung, in riesigen multiethnischen Konglomeratstaaten
wie zum Beispiel Indonesien oder Philippinen erheblich
schwerer umzusetzen ist als in den relativ homogenen Ge-
sellschaften Westeuropas.

Die VN-Menschenrechtskommissarin Mary 
Robinson analysiert: Menschenrechtsverletzungen von
heute sind die Kriege von morgen. – Menschenrechte
bilden daher für uns das Fundament präventiver Frie-
denspolitik. Sie sind unteilbar. Menschenrechte umfas-
sen nicht nur das Recht auf körperliche Unversehrtheit
und würdige Behandlung, sondern ein ganzes Bündel
politischer und sozialer Rechte. Deshalb ist
Menschenrechtspolitik auch Aufgabe aller Ressorts der
Bundesregierung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Im Menschenrechtsbericht finden Sie weitere Bei-
spiele für jüngste Aktivitäten der Bundesregierung. So hat
sie während der Milleniumsgeneralversammlung in New
York die beiden Fakultativprotokolle zu dem Über-
einkommen über die Rechte des Kindes betreffend die Be-
teiligung von Kindern an bewaffneten Konflikten sowie
Kinderhandel, Kinderprostitution und Kinderpornogra-
phie am 7. September 2000 gezeichnet.

Am 4. November hat die Bundesregierung bei der Mi-
nisterkonferenz zum 50. Jahrestag der Europäischen Men-
schenrechtskonvention in Rom das 12. Zusatzprotokoll,
das das Diskriminierungsverbot ausweitet, gezeichnet.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN so-
wie bei Abgeordneten der SPD – Claudia Roth
[Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Das war wirklich gut!)

Mit der Volksrepublik China haben wir einen Rechts-
staatsdialog begonnen. Dies ist ein erheblicher Fortschritt
bei der konkreten Operationalisierung unserer Menschen-
rechtspolitik.

Aber auch Freundschaft und Partnerschaft schließen
nach Ansicht der Bundesregierung klare Worte nicht aus,
ganz im Gegenteil: Gerade wenn Freunde und Partner
Fehler machen, muss man klare Worte finden. Deshalb hat
die Bundesregierung die Tatsache, dass den Todeskan-
didaten LaGrand kein faires Verfahren zuteil werden
konnte, weil unser Konsulat nicht unterrichtet worden ist,
international zur Anklage gebracht.

In diesem Zusammenhang fordert die Bundesregie-
rung auch den zukünftigen Präsidenten der USA auf – wer
immer es sein mag –, die europäische Position zur Todes-
strafenproblematik und die europäische Sicht dazu zu be-
rücksichtigen. Zahlreiche Länder dieser Welt – Sie kön-
nen es im Einzelnen im Bericht nachlesen – haben die
Todesstrafe zwischenzeitlich abgeschafft oder erheblich
eingeschränkt. Es wird höchste Zeit, dass auch unsere
Freunde, die USA, dazugehören.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
CDU/CSU)

Bei allen Erfolgen haben wir weitere Mahnungen zu
erheben. Ich würde mir wünschen, dass sich zum Beispiel
Anwar Ibrahim in Malaysia einmal genauso in Freiheit für
das Engagement der internationalen Gemeinschaft bedan-
ken kann, wie dies Kim Dae-jung oder Nelson Mandela
vor ihrer Friedensnobelpreisverleihung taten. Die Arbeit
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von Menschenrechtsaktivisten und -aktivistinnen – staat-
lichen wie zivilen – hat ihnen das Leben gerettet. Dafür
gebührt ihnen unser Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN so-
wie bei Abgeordneten der SPD und der
CDU/CSU)

Lassen Sie mich zu einem letzten Punkt kommen. Ich
mache auf Auslandsreisen, wenn ich die Menschenrechts-
frage ansprechen will, regelmäßig folgende Erfahrung:
Seitdem in Deutschland Ausländer oder Menschen, die
wie Ausländer aussehen, durch die Straßen gejagt,
drangsaliert oder ermordet werden, werde ich gefragt:
Wie glaubwürdig ist denn eigentlich euer menschenrecht-
liches Engagement uns gegenüber?

(Zuruf von der CDU/CSU: Die Pauschalierung
ist unmöglich!)

Wir lassen nicht zu, dass ihr doppelte Standards anwen-
det. Diese Antwort – um auf den Zwischenruf einzu-
gehen – bekomme ich auch dann, wenn ich in islamischen
Staaten die menschenrechtsverletzenden Praktiken der
Scharia anspreche. Das tun wir deutlich.

Deshalb sage ich: Es ist ein Beweis für unsere Glaub-
würdigkeit in der Menschenrechtspolitik nach außen,
wenn wir uns die Taten genauso zu Herzen nehmen, die in
der Bundesrepublik Deutschland geschehen und die, auch
wenn sie nicht von staatlicher Seite begangen werden,
eine Verletzung der Rechte dieser Menschen darstellen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei der Abg. Sabine
Leutheusser-Schnarrenberger [F.D.P.])

Deshalb hat die Bundesregierung in ihrem Menschen-
rechtsbericht auch die innenpolitischen Themen aufge-
nommen, wie die Asyl- und die Flüchtlingspolitik, die
eine außenpolitische Relevanz haben. Ich hoffe, es besteht
Konsens darüber, dass beides zusammengehört: das Ein-
treten für Menschenrechte nach außen und das Eintreten
gegen Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und Gewalt nach
innen.

Ich danke Ihnen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
F.D.P. und der PDS))

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat
jetzt der Abgeordnete Ruprecht Polenz.

Ruprecht Polenz (CDU/CSU): Frau Präsidentin!
Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Ich spreche zu
dem Antrag von SPD und Bündnis 90/Die Grünen zur Ab-
schaffung der Todesstrafe in den USA. Alle Fraktionen
hier sind sich einig: Wir sind gegen die Todesstrafe. Viele
von uns haben sich auch etwa im Rahmen von „urgent ac-
tion“, von Amnesty International oder anderen Men-
schenrechtsorganisationen für einzelne Gefangene einge-
setzt, die von der Todesstrafe bedroht waren. Wir müssen
uns hier also nicht gegenseitig überzeugen.

Wir sind uns einig: Die Todessstrafe verletzt das grund-
legendste Recht eines Menschen, nämlich das Recht auf
Leben. Dieses Recht ist unveräußerlich, es ist unverfüg-
bar, und es steht auch denjenigen zu, die schwerste Ver-
brechen begangen haben, also auch Mörderinnen und
Mördern. 

Die Todesstrafe verletzt die Würde des Menschen.
Sie ist eine erniedrigende und grausame Strafe. Ihr Voll-
zug ist auch unmenschlich, wenn man an das jahre- und
jahrzehntelange Warten in der Todeszelle denkt.

(Beifall im ganzen Hause)

Eine vollzogene Todessstrafe kann nicht rückgängig
gemacht werden, auch wenn sich das Urteil später als
Fehlurteil herausstellt. Das kommt ja oft genug vor, weil
sich Justizirrtümer eben nicht ausschließen lassen. Es gibt
zahlreiche Opfer, deren Unschuld später nachgewiesen
wurde, die also wegen eines Justizirrtums hingerichtet
worden sind.

Schließlich hat die Todesstrafe auch keine besonders
abschreckende Wirkung. Das belegen die Staaten, die die
Todesstrafe abgeschafft haben. Dort war keine Zunahme
der Anzahl der Verbrechen zu verzeichnen, auf die zuvor
die Todesstrafe stand. Im Gegenteil: Die Todesstrafe ver-
ändert das Klima in einer Gesellschaft. Sie hat eher eine
brutalisierende Wirkung auf eine Gesellschaft. Dieses Ar-
gument müssen wir denjenigen entgegenhalten, die von
einer abschreckenden Wirkung sprechen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN
und der PDS)

Ich habe das hier noch einmal vorgetragen, obwohl wir
uns hier einig sind. Ich war mir aber nicht sicher, wie diese
Frage in der Bevölkerung nach dem einen oder anderen
Vorkommnis gesehen wird. Weiterhin gilt es also, unsere
Überzeugung in Deutschland zu erhalten. Deshalb muss
man das immer wieder deutlich machen. 

Der Einsatz für eine weltweite Abschaffung der To-
desstrafe gehört deshalb seit langem zu den wichtigsten
Zielen der Menschenrechtspolitik aller deutschen Bun-
desregierungen. Frau Kollegin, Sie haben darauf gerade
noch einmal hingewiesen. Das Feld eignet sich auch über-
haupt nicht für einen parteipolitischen Streit. Im Gegen-
teil: Wir haben in früheren Debatten leider immer wieder
feststellen müssen, dass wir als Parlament eher schmale
Erfolgschancen mit unseren Initiativen haben, und die
Chancen werden jedenfalls größer, wenn wir sie partei-
übergreifend und gemeinsam ergreifen. 

Wenn Sie jetzt alle nicken, dann erinnern wir uns an die
letzte Legislaturperiode – Frau Kollegin Mattischeck, Sie
haben daran erinnert  –: Damals gab es einen Antrag 
der SPD-Fraktion zur Unterstützung der weltweiten
Bemühungen um die Abschaffung der Todesstrafe. Wir
haben dann gemeinsam im Ausschuss eine interfraktio-
nelle Fassung erarbeitet und sie im Bundestag verab-
schiedet. Offensichtlich war es seinerzeit ein guter An-
trag; denn Sie haben sich ja im heutigen Entschlie-
ßungsantrag noch einmal zur Bekräftigung auf diesen 
Beschluss bezogen. 
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Umso bedauerlicher, so muss ich Ihnen ehrlich sagen,
finde ich es, dass die Regierungsfraktionen jetzt keinen
Versuch unternommen haben, in dieser Frage zu einer in-
terfraktionellen Vereinbarung zu kommen. Eine Überwei-
sung dieses Antrages in die Ausschüsse ist nicht vorgese-
hen; es soll heute eine sofortige Abstimmung geben. Es
hat auch keine Zusammenarbeit im Vorfeld der heutigen
Parlamentsdebatte gegeben.

(Karl Lamers [CDU/CSU]: Das ist ganz un-
verständlich!)

Was ist nun der Grund dafür? Es gibt einen PDS-An-
trag vom 12. April dieses Jahres, der sich für den zum
Tode verurteilten Mumia Abu-Jamal einsetzt. Dem woll-
ten die Regierungsfraktionen wohl nicht zustimmen; aber
ablehnen wollten sie ihn ohne irgendwelche eigenen Ini-
tiativen offensichtlich auch nicht. Also musste ein eigener
rot-grüner Antrag her. Dann hat es fast acht Monate ge-
dauert, bis sich die roten Außenpolitiker mit den grünen
Menschenrechtlern oder die grünen Außenpolitiker mit
den roten Menschenrechtlern geeinigt hatten. Danach wa-
ren alle Beteiligten offensichtlich so erschöpft, dass man
jetzt nicht auch noch mit der Opposition sprechen wollte.

(Beifall des Abg. Carsten Hübner [PDS])

Normalerweise, meine Damen und Herren, führt eine
solche Verfahrensweise dazu, dass man für seinen Ent-
schließungsantrag auch nur die eigenen Stimmen im Par-
lament bekommt. Damit bekäme aber der Einsatz für die
Abschaffung der Todesstrafe nicht das Gewicht, das er
braucht. Obwohl also die Vorgehensweise von SPD und
Grünen eher dazu angetan ist, die Opposition zu brüskie-
ren, wird die CDU/CSU-Fraktion dem Antrag zur Ab-
schaffung der Todesstrafe in den USA zustimmen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN)

Wir stellen dabei auch Bedenken gegen die eine oder an-
dere Formulierung und Gewichtung im vorliegenden Text
um der Sache willen zurück. Allerdings werden sich ei-
nige Kollegen aus meiner Fraktion wohl der Stimme ent-
halten.

Wie sieht die Lage zurzeit aus, was die Vollstreckung
von Todesstrafen angeht? Laut Jahresbericht 2000 von
Amnesty International wurden 1999 in 31 Staaten die-
ser Welt mindestens 1 813 Gefangene hingerichtet. Wie
schon in den Vorjahren gilt auch für das vergangene Jahr,
dass die weitaus meisten registrierten Hinrichtungen in
nur einigen wenigen Staaten vollzogen wurden. Rund
85 Prozent aller Hinrichtungen fanden allein in der Volks-
republik China, im Iran, in Saudi-Arabien, in der Demo-
kratischen Republik Kongo und in den USA statt.

(Rudolf Bindig [SPD]: Das ist eine Reihung!)

Aus China wurden 1 077 Hinrichtungen gemeldet; die
tatsächlichen Zahlen liegen wahrscheinlich höher. Im Iran
wurden mindestens 165 Todesurteile vollstreckt. Was
Saudi-Arabien angeht, hat Amnesty International von
103 Hinrichtungen Kenntnis. In der Demokratischen Re-
publik Kongo wurden mindestens 100 Menschen exeku-

tiert und in den USA wurden im vergangenen Jahr 98 To-
desurteile vollstreckt.

Auch wenn in China zehnmal so viele Menschen wie
in den USA hingerichtet wurden, so geht doch von dem
Verhalten der USA eine besondere Signalwirkung aus;
denn die USA haben als einzige der westlichen Demokra-
tien die Todesstrafe beibehalten. 38 der 50 US-Bundes-
staaten sehen die Todesstrafe in ihren Strafgesetzgebun-
gen vor. Daher müssen wir bei allen Vorhaltungen
beachten, dass es kaum eine Möglichkeit der zentralen
Ebene gibt, Maßnahmen zu ergreifen; vielmehr müssen
wir die einzelnen Bundesstaaten ansprechen.

Diese verstoßen dabei – das ist schon gesagt worden –
nach wie vor auch gegen internationale Standards, die
unter anderem die Verhängung von Todesurteilen gegen
Minderjährige oder geistig Behinderte verbieten. Wie im
Fall der Brüder LaGrand verstoßen die USA auch häufig
gegen die Wiener Konsularrechtskonvention, die jedem
im Ausland Inhaftierten das Recht garantiert, die Behör-
den des Herkunftslandes zu kontaktieren und diese um
rechtlichen Beistand zu bitten. Weil es in Strafverfahren
in den USA oft eine sehr schlechte anwaltliche Vertretung
durch Pflichtverteidiger gibt, kann dieser Verstoß buch-
stäblich über Leben und Tod entscheiden. Ich begrüße es
deshalb ausdrücklich, dass die Bundesregierung in die-
sem Fall an der Klage gegen die USA vor dem Internatio-
nalen Gerichtshof in Den Haag festhält.

(Beifall im ganzen Hause)

Nun ist es richtig – das ist heute auch schon gesagt
worden –, dass in Texas besonders viele Menschen hin-
gerichtet worden sind. Allein in diesem Jahr waren es
35 Gefangene; möglicherweise werden es noch mehr.
Aber – das wissen wir auch – nicht nur George Bush, son-
dern auch Al Gore ist Befürworter der Todesstrafe.

Neben dem Anstieg der Zahl der Hinrichtungen in den
USA seit Beginn der 90er-Jahre, der uns besorgt machen
muss, gibt es allerdings auch positive Entwicklungen in
den USA. So hat der Gouverneur von Illinois, eigentlich
ein Befürworter der Todesstrafe, im Januar ein Hinrich-
tungsmoratorium für seinen Staat verfügt, nachdem er
feststellen musste, dass jemand unschuldig im Todestrakt
gesessen hatte.

Im Mai haben Senat und Repräsentantenhaus des Bun-
desstaates New Hampshire für die Abschaffung der To-
desstrafe gestimmt; allerdings hat die Gouverneurin 
Shaheen dagegen ihr Veto eingelegt, sodass der Beschluss
bisher noch nicht wirksam werden konnte. In Massachu-
setts wurde eine Gesetzesvorlage zur Wiedereinführung
der Todesstrafe abgelehnt. 

Für diese neue Bewegung und den Druck in der De-
batte hat vor allem eine von der Columbia-Universität in
New York veröffentlichte Studie gesorgt – sie ist bereits
erwähnt worden –, die nachweist, dass in den Gerichts-
verfahren, die zur Verhängung der Todesstrafe führen,
häufig sehr gravierende Mängel zu beklagen sind:
schlechte anwaltliche Vertretung und Staatsanwaltschaf-
ten, die Entlastungsmaterial nicht ausreichend in den Pro-
zess einführen. Dadurch haben die Befürworter eines
Hinrichtungsmoratoriums Auftrieb erhalten. So hat im
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April der demokratische Senator Russ Feingold einen Ge-
setzentwurf vorgelegt, der ein zweijähriges Moratorium
für alle in den USA verhängten Todesurteile verlangt.
Während dieser Zeit soll eine unabhängige Kommission
die Anwendung der Todesstrafe untersuchen. Die ameri-
kanische Menschenrechtspolitik würde einen Glaubwür-
digkeitsschub erhalten, wenn sich die 38 Bundesstaaten
zu diesem ersten Schritt entschließen könnten. 

(Beifall im ganzen Hause)

Insgesamt befürworten laut Amnesty International in
den USA derzeit über 900 Institutionen, Organisationen
und Glaubensgemeinschaften ein solches Hinrichtungs-
moratorium. Mit der Zustimmung zu dem Antrag „Ab-
schaffung der Todesstrafe in den USA“ wollen wir diesen
Initiativen den Rücken stärken.

Vielen Dank.

(Beifall im ganzen Hause)

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat
jetzt die Frau Bundesministerin der Justiz, Herta Däubler-
Gmelin.

Dr. Herta Däubler-Gmelin, Bundesministerin der 
Justiz: Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Am Ende dieser Debatte möchte ich einen Gedanken
aufgreifen, den mehrere Sprecherinnen und Sprecher aus
ganz unterschiedlichen Fraktionen schon geäußert haben.
Auch ich glaube, heute ist ein guter Tag für die Men-
schenrechte und die Menschenrechtspolitik in unserem
Land. Das hat die Debatte gezeigt. Ich will ausdrücklich
bekräftigen, dass die Menschenrechtspolitik und das Ein-
treten für die Menschenrechte zu den Schwerpunkten der
Bundesregierung und der sie tragenden Mehrheit gehört,
und zwar sowohl für die Innenpolitik als auch als Richt-
schnur – wie wir gehört haben – für die Außenpolitik. Ich
möchte mich beim Bundestag dafür bedanken, dass Sie
das, was wir tun, im Prinzip – natürlich mit gewissen Un-
terschieden, je nachdem, ob Sie einer Regierungsfraktion
oder einer Oppositionsfraktion, die immer kritisch einge-
stellt ist, zugehören – anerkennen.

Sehr geehrter Herr Schwarz-Schilling, Sie haben völ-
lig Recht: Wir sollten im Deutschen Bundestag immer
wieder deutlich sagen, worauf wir unser Eintreten für
Menschenrechte und die Verpflichtung zur Menschen-
rechtspolitik gründen. Auf der einen Seite ist es unsere
Geschichte, die uns selbstverständlich – gerade unsere
Generation und die Generation unserer Kinder – dazu ver-
pflichtet. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Es ist aber auch die Erkenntnis, dass eine Gesellschaft nur
dann friedensfähig und damit zukunftsfähig sein kann,
wenn sie sich bewusst ist, was Menschenrechte bedeuten,
wenn sie sie achtet und Menschenrechtsfragen ganz ge-
zielt in den Mittelpunkt ihrer Politik stellt – bei all dem,
was man an pragmatischen Abstrichen immer machen
muss. 

Was mir an der heutigen Debatte sehr gut gefallen hat,
war, zu sehen, dass dieser Grundkonsens auf allen Seiten
dieses Bundestages vorhanden ist.

(Beifall bei der SPD, und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN, sowie bei Abgeordneten der
CDU/CSU und der PDS)

Ich stelle das fest, wohl wissend, dass ich meine Aus-
führungen mit vielen „aber“ fortsetzen müsste. Selbstver-
ständlich ist es so, dass Glaubwürdigkeit in der Men-
schenrechtspolitik – das wissen wir – im eigenen Land
beginnen muss. Das gilt für eine Politik, bei der man nicht
nur fordern kann, sondern auch handeln muss – das kann
in unserem Land beinahe jeder an irgendeiner Stelle – und
dann auch entsprechend handelt.

Kritik, man müsse mehr tun, gibt es überall. Ich glaube
aber, es ist gut, herauszustellen, dass es in der Tat eine
Menge an Fortschritten gegeben hat. Ich will meine Auf-
zählung mit dem besonderen Menschenrechtsausschuss
dieses Parlamentes beginnen und will beim Menschen-
rechtsbeauftragten und beim Deutschen Menschenrechts-
institut, das durch unseren Beschluss eingesetzt werden
und möglichst bald seine Arbeit aufnehmen soll, fortset-
zen.

Natürlich war es für die Bundesministerin der Justiz
eine Selbstverständlichkeit, ihre Dienste sehr engagiert
zur Verfügung zu stellen, auch wenn, sehr geehrte Frau
Leutheusser-Schnarrenberger, das gilt, was der Kollege
Bindig und die Kollegin Köster-Loßack, die sich von An-
fang an sehr stark für die Gründung des Deutschen
Menschenrechtinstituts eingesetzt haben, immer wieder
deutlich gemacht haben, dass es nämlich ein unabhängi-
ges Institut sein muss, das den Pariser Grundsätzen der
Vereinten Nationen folgt, und dass dieses Institut in der
Tat die Möglichkeit haben muss, die wertvolle Arbeit der
zivilgesellschaftlichen Nichtregierungsorganisationen im
Bereich der Menschenrechte zu unterstreichen, vielleicht
auch zu fördern, möglicherweise zu koordinieren, aber
auf jeden Fall sehr viel wirksamer zu machen, und zwar
nach innen und nach außen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Es ist gut, dass heute viele Sprecherinnen und Sprecher
der unterschiedlichen Fraktionen den Menschenrechts-
organisationen Dank ausgesprochen haben, Dank für
eine Arbeit, die nicht immer leicht und nicht immer popu-
lär ist und die sie trotzdem machen; denn Menschen-
rechtsarbeit erweist sich immer da als ganz besonders
wertvoll, wo sie für Menschen geleistet wird, die gerade
nicht die Zustimmung der Mehrheit in der Öffentlichkeit
haben. Genau das tut Amnesty International, aber das tun
auch kirchliche Organisationen. Lassen Sie mich deswe-
gen den Dank der Bundesregierung stellvertretend für alle
anderen der  Organisation „Brot für die Welt“ ausspre-
chen, die mit ihrer 42. Aktion „Auf eigenen Füßen stehen“
wieder unterstrichen hat, wie wichtig Menschenrechte
sind.

(Beifall im ganzen Hause)

Deutscher Bundestag – 14. Wahlperiode – 140. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 7. Dezember 2000

Ruprecht Polenz

13712

(C)

(D)

(A)

(B)



Diese Aktion erinnert uns alle daran, wie viel Arbeit ge-
leistet wird und wie viel gute Arbeit noch geleistet werden
muss. Deswegen wünschen wir der Arbeit der Menschen-
rechtsorganisationen die Unterstützung aller Menschen in
unserem Land.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wenn wir unsere Gesetze und unsere Verfassung an-
schauen, dann können wir feststellen, dass wir den Men-
schenrechtsschutz in der Bundesrepublik Deutschland 
nahezu perfekt ausgebaut haben. Die Bundesrepublik
Deutschland hat die Allgemeine Erklärung der Men-
schenrechte der Vereinten Nationen aus dem Jahr 1948
voll akzeptiert und integriert. Deutschland gehörte zu den
Erstunterzeichnern der Europäischen Menschenrechts-
konvention. Die Grundrechterechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichtes und auch die der anderen Gerichte
ist sehr gut. Aber wir alle wissen, dass in unserer inner-
staatlichen Praxis noch sehr viel zu tun ist. 

Es ist sehr oft gesagt worden, dass die Bekämpfung
des Rechtsextremismus an vorderster Stelle stehen
müsse. Das ist wahr. Diese Aufgabe müssen Polizei und
Justiz immer wieder aufgreifen und im Rahmen ihrer Ver-
antwortung auch erfüllen. Ich finde es gut, dass der Ge-
neralbundesanwalt heute hat bekannt geben können, dass
die Täter, die für den heimtückischen Anschlag auf die Sy-
nagoge in Düsseldorf verantwortlich sind, möglicher-
weise gefasst worden sind.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Aber es gibt keinen Anlass, hier Entwarnung zu geben.
Diese Tatsache sollte uns eigentlich noch deutlicher an
unsere Verantwortung erinnern, für Menschen einzutre-
ten, die als Minderheiten in unserem Lande genauso
friedlich und genauso gut sollen leben können, wie wir
das tun. Das ist unser aller Verantwortung.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der PDS sowie bei Abgeordne-
ten der F.D.P.)

Ich glaube, dass es nicht allein die Aufgabe der Polizei
und noch nicht einmal der Zivilcourage und der selbst-
verständlichen Arbeit jedes Einzelnen von uns sein sollte,
sich hier zu engagieren. Ich glaube vielmehr, dass das
unabhängige Deutsche Menschenrechtsinstitut eine Men-
ge guter Arbeit leisten kann, wenn es um die Auseinan-
dersetzung mit dem Denken und den Vorstellungen der
Menschen geht, die sich heute noch immer oder schon
wieder in den Sog rechtsextremistischer Verführer bege-
ben. Ich verspreche mir, dass gute Signale von diesem Ins-
titut für unser Land ausgehen werden, und zwar so gute
Signale, wie wir, der Deutsche Bundestag, sie gegeben
haben, als wir 10 Millionen DM an Sondermitteln für Op-
fer rechtsextremistischer Gewalt bewilligt haben.

Der Deutsche Bundestag will ein Signal auch mit der
heutigen Diskussion über den Antrag zur Ächtung der
Todesstrafe geben. Wir brauchen dieses Signal selbstver-
ständlich auch nach innen. Ich stimme dem Kollegen
Polenz voll und ganz zu: Menschenrechtspolitik bewegt

sich immer im Denken und im Fühlen der Menschen; man
darf diesen Aspekt nicht vernachlässigen. 

Wir müssen Überzeugungsarbeit jedoch auch gegen-
über anderen Ländern leisten. Wir müssen ein Signal an
andere Staaten, an Partner und an Freunde, insbesondere
an Japan, China und die USA, aussenden. Ich schließe
mich all dem an, was hier gesagt wurde. Das gilt auch im
Hinblick auf das, was über die Notwendigkeit eines Mo-
ratoriums gesagt wurde.

Lassen Sie mich Folgendes hinzufügen: Wir können
feststellen – das ist ein Zeichen des Ernstnehmens der
Menschenrechtspolitik –, dass es unter den Mitgliedern
des Europarates heute, nachdem Russland und die Türkei
ein Moratorium – das wir als ersten Schritt zur Ächtung
der Todesstrafe begreifen – eingegangen sind, kein Land
mehr gibt, das die Todesstrafe anwendet. Das haben wir
selbstverständlich auch mit unseren russischen Partnern 
– zurzeit ist eine Delegation unter Leitung des russischen
Justizministers in der Bundesrepublik zu Gast – bespro-
chen. Gespräche dieser Art führen wir auch im Rahmen
des deutsch-chinesischen Rechtsstaatsdialogs, und der
Aufruf, das auch mit unseren amerikanischen Partnern zu
tun, verbindet uns alle. Er kann in den unterschiedlichsten
Bereichen der Politik in unserem Lande umgesetzt wer-
den.

Ich möchte an dieser Stelle den Gedanken „Glaubwür-
digkeit in der Menschenrechtspolitik beginnt im eigenen
Land“ noch von einer ganz anderen Seite her beleuchten.
Auch bei uns gibt es Gefährdungen, die das Eintreten für
Menschenrechte und für den Respekt vor dem Leben in
heimtückischer Weise untergraben können. Mit einer sol-
chen Debatte ist in trügerischer Weise der sympathische
Begriff der Hilfe verbunden; das Motto der so genannten
Sterbehilfe macht sich in unserem Lande breit.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir müssen da sehr
sorgfältig hinhören. Wir müssen sehr sorgfältig festlegen,
was Hilfe ist und was nicht. Ich hoffe, das geschieht mit
Unterstützung aller Fraktionen dieses Hauses.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der
CDU/CSU und der PDS)

Wir sollten sehr deutlich sagen: Hilfe ist nötig, wie sie
durch Ärzte und Pflegende aller Art in Form von wirksa-
men Schmerztherapien sehr aufopfernd geleistet wird.
Hilfe ist nötig, wie sie in vollem Respekt vor Patienten-
verfügungen durch das Ernstnehmen des Willens von
Sterbenden geleistet wird. Hilfe ist nötig, wie sie zum
Beispiel in Form von Sterbebegleitung durch viele Men-
schen geleistet wird, die in der Hospizbewegung tätig
sind. 

Aber Respekt vor dem Leben und Hilfe zum Sterben in
der letzten Phase des Lebens bedeuten nicht das, was da
auf einmal propagiert wird, nämlich dass ein Mensch am
Ende seines Lebens nicht in Begleitung eines Helfers,
sondern durch die Hand eines anderen stirbt. Dadurch än-
derte sich nicht nur – auch darüber wird diskutiert – die
Rolle des Arztes. Das, was diskutiert wird, stellt das Le-
ben unter die Verfügung eines anderen, es verändert damit
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den Wert des Lebens, es setzt ihn herab und unterhöhlt den
Respekt vor Menschenrechten bzw. vor der Achtung des
Lebens.

(Beifall im ganzen Hause)

Auch daran müssen wir an einem Tag wie dem heutigen
erinnern.

Ein Grund zur Freude besteht aus einem anderen An-
lass: Gerade heute haben die Staats- und Regierungschefs
in Nizza die Europäische Grundrechte-Charta, von der
schon so viel gesprochen wurde, proklamiert. Sie bindet
jetzt die europäischen Institutionen, auch wenn sie noch
nicht individuell einklagbar ist. Dafür zu sorgen ist der
nächste Schritt, den wir uns vornehmen müssen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der
CDU/CSU, der F.D.P. und der PDS)

Neben diesem Schritt in Europa und neben dem Schritt
der weitergehenden Ächtung der Todesstrafe ist dann der
Schritt an der Reihe, dass der Internationale Strafge-
richtshof, der Römische Gerichtshof, seine Arbeit auf-
nehmen soll. 1948 bis heute war eine lange Zeit. Lassen
Sie uns gemeinsam dafür sorgen, dass die Zeit bis zur
Aufnahme der tatsächlichen Arbeit des Strafgerichtshofes
jetzt sehr viel kürzer sein wird. Dann wird, glaube ich,
dieser Tag ein noch besserer Tag sein, als er heute schon
ist.

Herzlichen Dank.

(Beifall im ganzen Hause)

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Danke schön. 

Ich schließe damit die Aussprache, und wir kommen
zu den Abstimmungen und Überweisungen, zunächst
zum Antrag der Fraktionen der SPD, der CDU/CSU,
des Bündnisses 90/Die Grünen und der F.D.P. zur Ein-
richtung eines Deutschen Instituts für Menschenrechte.
Wer stimmt für diesen Antrag auf Drucksa-
che 14/4801? – Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Der
Antrag ist mit den Stimmen des ganzen Hauses ange-
nommen worden.

(Beifall im ganzen Hause)

Wer stimmt für den Antrag der Fraktion der SPD und
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf Drucksa-
che 14/4800 mit dem Titel „Abschaffung der Todesstrafe
in den USA“? – Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Auch
dieser Antrag ist mit den Stimmen des ganzen Hauses an-
genommen worden.

(Beifall im ganzen Hause)

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen auf
Drucksachen 14/4884 und 14/3739 an die in der Tages-
ordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Einver-
standen? – Das ist der Fall; dann sind die Überweisungen
so beschlossen.

Jetzt kommen wir zur Beschlussempfehlung des
Ausschusses für Menschenrechte und humanitäre Hilfe

zu dem Antrag der Fraktion der PDS mit dem Titel „Ge-
gen die Todesstrafe in den USA – Keine Hinrichtung
von Mumia Abu-Jamal“. Das ist die Drucksa-
che 14/4642.

Der Ausschuss empfiehlt, den Antrag auf Drucksa-
che 14/3196 abzulehnen. Wer stimmt für diese Be-
schlussempfehlung des Ausschusses? – Gegenstimmen? –
Enthaltungen? – Die Beschlussempfehlung ist mit den
Stimmen von SPD, Bündnis 90/Die Grünen und CDU/
CSU gegen die Stimmen von F.D.P. und PDS bei vier Ent-
haltungen aus der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen ange-
nommen worden.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 8 auf:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Ulla
Burchardt, Brigitte Adler, Doris Barnett, weiterer
Abgeordneter und der Fraktion der SPD sowie der
Abgeordneten Winfried Hermann, Franziska 
Eichstädt-Bohlig, Hans-Josef Fell, weiterer Abge-
ordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN 

Nationale Nachhaltigkeitsstrategie

– Drucksache 14/4606 –

Überweisungsvorschlag:

Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit (f)
Auswärtiger Ausschuss
Finanzausschuss
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie 
Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten
Ausschuss für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuss für Gesundheit 
Ausschuss für Verkehr, Bau- und 
Wohnungswesen 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgen-
abschätzung 
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für die
Aussprache eine Dreiviertelstunde vorgesehen – Wider-
spruch höre ich nicht, dann ist auch so beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat zunächst die
Abgeordnete Ursula Burchardt.

Ursula Burchardt (SPD): Frau Präsidentin! Meine
sehr verehrten Damen und Herren! Seit fast zehn Jahren
arbeiten Abgeordnete des Deutschen Bundestages inten-
siv an der Aufgabe der langfristigen Zukunftssicherung.

Die entscheidende Frage dabei lautet: Wie sichern wir
unsere natürlichen Lebensgrundlagen als Basis für die
wirtschaftliche Entwicklung, für Wohlstand und Frieden
heutiger und vor allen Dingen auch nachwachsender Ge-
nerationen?

Noch vor der Konferenz von Rio, die 1992 stattgefun-
den hat und die dafür das Leitbild nachhaltiger Entwick-
lung geprägt hat, setzte der Deutsche Bundestag auf 
Initiative der SPD-Fraktion eine erste Enquete-Kommis-
sion „Schutz des Menschen und der Umwelt“ ein. Es ist
noch gar nicht so lange her, dass wir hier im Plenum den
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